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Die Bachelor-Arbeit ist Bestandteil und Abschluss der beruflichen Ausbildung an der Hochschule Luzern,
Soziale Arbeit. Mit dieser Arbeit zeigen die Studierenden, dass sie fähig sind, einer berufsrelevanten Frage-
stellung systematisch nachzugehen, Antworten zu dieser Fragestellung zu erarbeiten und die eigenen Ein-
sichten klar darzulegen. Das während der Ausbildung erworbene Wissen setzen sie so in Konsequenzen 
und Schlussfolgerungen für die eigene berufliche Praxis um.
Die Bachelor-Arbeit wird in Einzel- oder Gruppenarbeit parallel zum Unterricht im Zeitraum von zehn 
Monaten geschrieben. Gruppendynamische Aspekte, Eigenverantwortung, Auseinandersetzung mit forma-
len und konkret-subjektiven Ansprüchen und Standpunkten sowie die Behauptung in stark belasteten Situa-
tionen gehören also zum Kontext der Arbeit.
Von einer gefestigten Berufsidentität aus sind die neuen Fachleute fähig, soziale Probleme als ihren Gegen-
stand zu beurteilen und zu bewerten. Sozialarbeiterisches Denken und Handeln ist vernetztes, ganzheitli-
ches Denken und präzises, konkretes Handeln. Es ist daher nahe liegend, dass die Diplomandinnen und 
Diplomanden ihre Themen von verschiedenen Seiten beleuchten und betrachten, den eigenen Standpunkt 
klären und Stellung beziehen sowie auf der Handlungsebene Lösungsvorschläge oder Postulate formulie-
ren.
Ihre Bachelor-Arbeit ist somit ein wichtiger Fachbeitrag an die breite thematische Entwicklung der profes-
sionellen Sozialen Arbeit im Spannungsfeld von Praxis und Wissenschaft. In diesem Sinne wünschen wir, 
dass die zukünftigen Sozialarbeiter/innen mit ihrem Beitrag auf fachliches Echo stossen und ihre Anregun-
gen und Impulse von den Fachleuten aufgenommen werden.
Luzern, im August 2011
Hochschule Luzern, Soziale Arbeit
Leitung Bachelor
Abstract
Ein Blick auf die Geschichte der Opferhilfe zeigt, dass diese ihren Anfang in feministischen 
Frauenprojekten nahm, welche das Ziel verfolgten, hÄusliche Gewalt gegen Frauen Åffentlich 
zu machen (Marlene Eggenberger, 2004, S. 10). Die Beratung von gewaltbetroffenen Frauen
ist bis heute ein wichtiger Bestandteil der Arbeit der Opferberatungsstellen geblieben. Den-
noch gibt es in der Literatur Hinweise darauf, dass deren Zugang zu finanziellen Leistungen 
der Opferhilfe erschwert ist. 
Die Autorin Rahel WÇst verfolgt mit dieser Arbeit das Ziel, Schwierigkeiten bei der Inan-
spruchnahme finanzieller Opferhilfe im Zusammenhang mit Opfern hÄuslicher Gewalt aufzu-
decken, zu erklÄren und daraus Massnahmen fÇr einen verbesserten Zugang abzuleiten. Als 
Forschungsinstrument verwendet sie das Leitfadeninterview.
Die Arbeit zeigt, dass sich Schwierigkeiten, wenn der Zugang zur Opferhilfe gegeben ist, aus-
schliesslich in Bezug auf die EntschÄdigung und Genugtuung ergeben. Dies wird dadurch be-
grÇndet, dass die Opferberatung oftmals in Form einer Krisenintervention erfolgt und lÄnger-
fristige Ziele, wie die Beantragung einer Genugtuung in den Hintergrund treten. Ausserdem 
machen die AusfÇhrungen zu den Merkmalen und Eigenheiten hÄuslicher Gewalt deutlich, 
dass sich hÄusliche Gewalt gerade dadurch auszeichnet, dass sie schwer nachzuweisen ist, 
weshalb der Nachweis der Opfereigenschaft oftmals zum Problem wird. Dass ein Teil der Op-
fer Çber keinen Zugang zur Opferhilfe verfÇgt, erklÄrt sich durch die Tabuisierung des The-
mas. Als Massnahme zur Verbesserung des Zugangs wird unter anderem die erneute Kontak-
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1. Einleitung
1.1 Ausgangslage und Forschungsthema
Die Lage der Opfer von Straftaten hat sich Adrienne Marti und Susanne Nielen Gangwisch 
(2004) zufolge seit dem Inkrafttreten des Opferhilfegesetzes1 (OHG) im Jahr 1993 entschei-
dend verÄndert. So wurde die Forderung nach fachlicher Beratung gesetzlich verankert, die 
Rechtsstellung des Opfers im Strafverfahren verbessert und die Durchsetzung finanzieller 
AnsprÇche erleichtert. Mit der EinfÇhrung des OHG wurden die Kantone zudem verpflichtet 
Opferberatungsstellen einzurichten (S. 2-3). Zu beachten gilt hier, dass mit Opfern von Straf-
taten im Sinne des OHG nicht nur Opfer hÄuslicher Gewalt gemeint sind, sondern auch bei-
spielsweise Opfer von VerkehrsunfÄllen oder Opfer von Gewalttaten im Åffentlichen Raum. 
Zahlen aus der Opferhilfestatistik aus dem Jahr 2008 lassen jedoch vermuten, dass es sich 
bei Çber der HÄlfte der BeratungsfÄlle der Opferberatungsstellen um Opfer hÄuslicher Ge-
walt handelt. So liegt der Anteil an BeratungsfÄllen, bei welchem zwischen dem Opfer und 
dem TÄter/der TÄterin eine familiÄre Beziehung besteht, bei 54% (Bundesamt fÇr Statistik
(BFS), 2008).
Im Jahr 2007 wurde das Opferhilfegesetz nach mehrfachen Teilrevisionen erstmals totalrevi-
diert. Die Önderungen sind am 01.01.2009 in Kraft getreten. Diese betrafen unter anderem 
die Genugtuung, welche nun an eine Obergrenze gebunden ist und die Verwirkungsfrist, 
welche von zwei auf fÇnf Jahre verlÄngert wurde. Ausserdem wurde die sogenannte 2. SÄule 
des OHG, welche vom besonderen Schutz und den besonderen Rechten im Strafverfahren
handelt per 01.01.2011 aufgehoben. Die damit verbundenen Rechte sind neu in der Straf-
prozessordnung geregelt (Peter Gomm & Dominik Zehntner, 2009, S. 4-7). Ausgangslage fÇr 
diese Arbeit bildet das totalrevidierte Opferhilfegesetz. Im Zentrum des Forschungsinteres-
ses steht die sogenannte finanzielle Opferhilfe, welche die Soforthilfe, BeitrÄge an die lÄn-
gerfristige Hilfe Dritter und EntschÄdigungs- und Genugtuungsleistungen umfasst. Die Bera-
tungstÄtigkeit der Opferberatungsstellen, welche zwar ein wichtiger Bestandteil der Opfer-
beratung, aber nicht Teil der finanziellen Opferhilfe ist, wird in dieser Arbeit nicht behandelt. 
Von hÄuslicher Gewalt betroffen sind sowohl MÄnner als auch Frauen. Zahlen aus der Poli-
zei-Statistik der Polizei Basel-Landschaft, welche im Jahr 2010 durchschnittlich 2.6 mal pro 
Tag wegen VorfÄllen von hÄuslicher Gewalt ausrÇcken musste, zeigen jedoch, dass es sich 
bei 73% der Opfer um Frauen handelt. Gleichzeitig sind 74% der TatverdÄchtigen MÄnner, 
wobei mÄnnliche TatverdÄchtige unter 18 Jahren nicht eingerechnet sind (2010). BestÄtigt 
wird dies durch eine deutsche Studie des Bundesministeriums fÇr Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend (BMFSFJ) zur Lebenssituation, Sicherheit und Gesundheit von Frauen in Deutsch-
land. Diese kommt zum Schluss, dass es sich bei Gewalt gegen Frauen Çberwiegend um 
hÄusliche Gewalt durch mÄnnliche Beziehungspartner handelt (2004). Indirekt wird dies 
1 Bundesgesetz Çber die Hilfe an Opfer von Straftaten
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durch eine weitere Studie des BMFSFJ zum Thema Gewalt gegen MÄnner bestÄtigt. Die Stu-
die hat ergeben, dass MÄnner kÅrperliche Gewalt Çberwiegend in der Üffentlichkeit und 
psychische Gewalt Çberwiegend in der Arbeitswelt erfahren (Ludger Jungnitz, Hans-Joachim 
Lenz, Ralf Puchert, Henry Puhe & Willi Walter, 2004, S.7). Gewalt gegen MÄnner spielt dem-
zufolge im Kontext hÄuslicher Gewalt eine eher untergeordnete Rolle. In dieser Arbeit soll so 
auch die Situation von Frauen, welche von hÄuslicher Gewalt betroffenen sind, untersucht 
werden. 
Marti und Nielen Gangwisch (2004) zufolge ergeben sich bei der Geltendmachung von finan-
ziellen Leistungen aus dem Opferhilfegesetz in Bezug auf Opfer hÄuslicher Gewalt einige 
Schwierigkeiten. So geht das Gesetz und die daraus resultierenden Leistungen immer von ei-
nem einmaligen, plÅtzlichen Ereignis (wie z.B. einem RaubÇberfall, einer Vergewaltigung) aus 
und nicht von einer jahrelangen, durch Gewalt geprÄgten Situation innerhalb einer Partner-
schaft. Dazu kommt, dass der Kausalzusammenhang bei der GewÄhrung von finanzieller Op-
ferhilfe eine entscheidende Rolle spielt. Dieser Zusammenhang ist aber bei Opfern hÄusli-
cher Gewalt nicht einfach nachzuweisen (S. 7-8). In der Opferhilfestatistik, welche jÄhrlich 
die Arbeit der Opferberatungsstellen auswertet, gibt es keine separate Kategorie fÇr Opfer 
hÄuslicher Gewalt. Aussagen Çber allfÄllige Schwierigkeiten bei der Geltendmachung von fi-
nanzieller Opferhilfe zu machen, ist dementsprechend schwierig. In der von der Autorin re-
cherchierten Literatur findet man abgesehen vom oben genannten Hinweis keine weiteren 
Hinweise auf allfÄllige Schwierigkeiten. Dennoch lassen Zahlen aus der Opferhilfestatistik 
vermuten, dass solche vorhanden sind. In dieser Bachelorarbeit soll deshalb untersucht wer-
den, inwiefern Schwierigkeiten bei der Geltendmachung von finanzieller Opferhilfe in Bezug 
auf Opfer hÄuslicher Gewalt bestehen und was die GrÇnde dafÇr sind. Untersucht werden 
soll auch, inwiefern das Opferhilfegesetz fÇr allfÄllige Schwierigkeiten verantwortlich ist, und 
inwiefern andere Faktoren eine Rolle spielen.
1.2 Motivation
Bei einem Interview mit einer Mitarbeiterin des Frauenhauses Violetta2 kam die Autorin 
erstmals mit dem Thema Opferhilfe und dem Opferhilfegesetz in Kontakt. Beeindruckt von 
den MÅglichkeiten, die sich fÇr die Betroffenen aus diesem Gesetz ergeben, nutzte die Auto-
rin die Gelegenheit sich im Modul Gewalt im Åffentlichen Raum und im sozialen Nahraum3
vertieft mit der Thematik auseinanderzusetzen. Durch die Vertiefung wurde ihr Interesse 
erst recht geweckt, weshalb sie sich dazu entschied, das Thema Opferhilfe in Form einer Ba-
chelorarbeit erneut aufzugreifen. Besonders motivierend fand die Autorin dabei die MÅg-
lichkeit, anhand von Interviews direkte Einblicke in die Arbeit von Opferberatungsstellen zu 
bekommen, da sie darin auch eine mÅgliche Berufsperspektive sieht.
2 Das Frauenhaus Violetta ist ein Frauenhaus der Stiftung Frauenhaus ZÇrich, welches insbesondere Migrantin-
nen eine Notunterkunft bietet
3 Modul der Hochschule Luzern - Soziale Arbeit
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1.3 Fragestellung
Die vorliegende Arbeit befasst sich mit drei Hauptfragestellungen, wobei sich die ersten zwei 
aus der Ausgangslage ergeben und mehrheitlich durch Beschreibungs- und ErklÄrungswissen 
beantwortet werden kÅnnen. Diese beiden Fragen werden durch eine dritte ergÄnzt, bei 
welcher das Handlungswissen im Zentrum des Interesses steht. Die drei Hauptfragestellun-
gen dienen zugleich als Forschungsfragen, wobei die zweite Fragestellung durch zwei Unter-
fragen konkretisiert wird.
 Inwiefern ergeben sich fÇr Opfer hÄuslicher Gewalt Schwierigkeiten bei der Inanspruch-
nahme der finanziellen Opferhilfe?
 Wie lassen sich diese Schwierigkeiten erklÄren?
 Inwiefern liegen die GrÇnde dafÇr in den Anforderungen, welche sich aus dem Opfer-
hilfegesetz ergeben? 
 Inwiefern sind andere Faktoren fÇr die Schwierigkeiten verantwortlich?
 Wie kÅnnte der Zugang zur finanziellen Opferhilfe fÇr Opfer hÄuslicher Gewalt verbessert 
werden?
1.4 Ziele
Mit dieser Arbeit werden drei Ziele verfolgt. Als erstes soll untersucht werden, inwiefern sich 
bei Opfern hÄuslicher Gewalt bei der Inanspruchnahme von finanzieller Opferhilfe Schwie-
rigkeiten ergeben. Damit wird das Ziel verfolgt, Schwierigkeiten zu benennen, um so eine 
Diskussionsbasis zu schaffen. Darauf aufbauend soll nach ErklÄrungen fÇr allfÄllige Schwie-
rigkeiten gesucht werden. Ziel ist es, anhand der ErklÄrungen abschÄtzen zu kÅnnen, inwie-
fern das Opferhilfegesetz fÇr die Schwierigkeiten verantwortlich ist und inwiefern andere 
Faktoren eine Rolle spielen. In einem dritten Schritt soll schliesslich auf die Frage eingegan-
gen werden, wie der Zugang zur finanziellen Opferhilfe fÇr Opfer hÄuslicher Gewalt verbes-
sert werden kÅnnte. Damit wird das Ziel verfolgt, Handlungswissen der Opferberater/innen 
zu sammeln um anschliessend Massnahmen fÇr eine Verbesserung des Zugangs zu formulie-
ren. 
1.5 Berufsrelevanz und Adressaten- und Adressatinnenschaft
Seit dem Inkrafttreten des Opferhilfegesetzes im Jahr 1993 ist die Opferhilfe ein wichtiges 
Berufsfeld fÇr Sozialarbeitende. Die verschiedenen Teilrevisionen und die vor kurzem in Kraft 
getretene Totalrevision des Gesetzes zeigen, dass sich die Opferhilfe in einem stÄndigen 
Wandel befindet und es immer wieder Grund zu VerÄnderung gibt. Den Sozialarbeitenden 
kommt dabei gemÄss den Empfehlungen der Schweizerischen Verbindungsstellen-Konferenz 
Opferhilfegesetz (SVK-OHG, 2010) die Aufgabe zu, die Opfer und ihre AngehÅrigen bei der 
Wahrnehmung ihrer Rechte zu unterstÇtzen (S. 17). Bei der ErfÇllung dieser Aufgabe werden
Sozialarbeitende immer wieder damit konfrontiert, ihre Handlungen gegenÇber Dritten 
rechtfertigen zu mÇssen. Mit dieser Arbeit soll eine Diskussionsbasis geschaffen werden, um 
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die Rechte der Opfer und deren AngehÅrigen bestmÅglich vertreten und durchsetzten zu 
kÅnnen. 
Diese Arbeit richtet sich demzufolge an Sozialarbeitende und andere Fachpersonen, welche 
in der Opferberatung oder einem anderen eng mit der Thematik verknÇpften Bereich arbei-
ten. Des Weiteren sollen Juristen und Juristinnen angesprochen werden, welche sich in ih-
rem beruflichen Kontext mit hÄuslicher Gewalt und der Opferhilfe befassen. Schliesslich rich-
tet sich diese Arbeit an alle Personen, die sich fÇr dieses Thema interessieren und mehr da-
rÇber wissen wollen.
1.6 Aufbau der Arbeit
Diese Arbeit umfasst sieben Kapitel. Nach der Einleitung wird im zweiten Kapitel auf die 
Problematik der hÄuslichen Gewalt eingegangen und verschiedene Aspekte, welche in die-
sem Zusammenhang als bedeutsam erscheinen, erÅrtert. Anschliessend werden die Begriffe 
Opferhilfe und Opferberatung erlÄutert und aufgezeigt, aus was sich die finanzielle Opferhil-
fe zusammensetzt. Darauf aufbauend wird dargelegt, inwiefern Opfer hÄuslicher Gewalt in 
der Opferhilfestatistik und somit in der Opferhilfe vertreten sind. Das dritte Kapitel handelt 
von der Anwendung des Opferhilfegesetzes bei Opfern hÄuslicher Gewalt. Dazu wird einer-
seits erlÄutert, welche Voraussetzungen gegeben sein mÇssen, um die Opfereigenschaft zu 
erfÇllen und andererseits aufgezeigt, welche Anforderungen an den Nachweis der Opferei-
genschaft gestellt werden. Im vierten Kapitel werden die einzelnen Etappen der Forschungs-
arbeit vom Erhebungsinstrument Çber die DurchfÇhrung der Interviews bis hin zur Auswer-
tung vorgestellt. Anschliessend werden in einem fÇnften Kapitel die Ergebnisse aus der For-
schung prÄsentiert und gleichzeitig die Forschungsfragen beantwortet. Aufbauend darauf 
werden die Forschungsergebnisse anhand der Theorie in einem sechsten Kapitel diskutiert 
und die Antworten auf die Forschungsfragen zusammengefasst auf den Punkt gebracht. Im 
siebten Kapitel werden die wichtigsten Ergebnisse nochmals genannt und SchlÇsse fÇr die 
Soziale Arbeit gezogen. Abgeschlossen wird die Arbeit mit einem Ausblick in die Zukunft und 
einer Idee fÇr eine Weiterverarbeitung des Themas. 
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2. HÄusliche Gewalt und Opferhilfe
Um die Problematik der hÄuslichen Gewalt zu verstehen, wird in diesem Kapitel zuerst auf 
die Eigenheiten der hÄuslichen Gewalt eingegangen und wichtige Aspekte und Dynamiken 
beschrieben. Anschliessend werden die Begriffe Opferhilfe und Opferberatung geklÄrt und 
es wird erlÄutert, was unter der finanziellen Opferhilfe zu verstehen ist. Darauf aufbauend 
wird anhand der Opferhilfestatistik aufgezeigt, inwiefern Opfer hÄuslicher Gewalt in der Op-
ferhilfe vertreten sind. 
2.1 Die Problematik hÄusliche Gewalt
2.1.1 Begriffsbestimmung
Der Begriff „hÄusliche Gewalt“ wird Daniela Gloor und Hanna Meier (2010) zufolge erst seit 
einigen Jahren verwendet. WÄhrend zuvor Bezeichnungen wie „MÄnnergewalt gegen Frau-
en“ und „geschlagene Frauen“ Çblich waren, hat sich der Begriff „hÄusliche Gewalt“ neben 
der Bezeichnung „Gewalt im sozialen Nahraum“ mittlerweile in der Gesellschaft und in den 
Institutionen etabliert. Dieser wird auch der Tatsache gerecht, dass von hÄuslicher Gewalt 
nicht nur Frauen, sondern auch MÄnner oder Kinder betroffen sein kÅnnen (S. 17-18).
Marianne Schwander (2003) definiert hÄusliche Gewalt folgendermassen: 
HÄusliche Gewalt liegt vor, wenn Personen innerhalb einer bestehenden oder aufgelÅsten 
familiÄren, ehelichen oder eheÄhnlichen Beziehung physische, psychische oder sexuelle Ge-
walt ausÇben oder androhen.
Obwohl die Definition in Bezug auf die Betroffenheit von Kindern offen ist, wird diese Prob-
lematik (Kindesmisshandlung, sexuelle Ausbeutung, Gewalt von Kindern gegen die Eltern) in 
der Forschung meist als eigenstÄndiges Thema behandelt und erscheint selten unter dem 
Gesichtspunkt der hÄuslichen Gewalt (Gloor & Meier, 2010, S. 19). Deshalb wird auch in die-
ser Arbeit unter hÄuslicher Gewalt ausschliesslich Gewalt zwischen Erwachsenen verstanden 
und auf die Betroffenheit von Kindern nicht weiter eingegangen. 
Andrea BÇchler (1998) ergÄnzt die oben genannte Definition indem sie auf die Ausnutzung 
eines MachtverhÄltnisses durch die strukturell stÄrkere Person hinweist (zit. in Gloor & 
Meier, 2010, S. 18). Dieser Vorgang wird von Petra Brzank (2009) treffend bezeichnet, wenn 
sie sagt:  „HÄusliche Gewalt ist meist kein einmaliges Ereignis, sondern ein komplexes Miss-
handlungssystem.“ Brzank zufolge zielen vielschichtige Handlungs- und Verhaltensweisen 
darauf ab, Macht und Kontrolle Çber eine andere Person zu gewinnen. KÅrperliche und se-
xuelle Gewalttaten sind eingebettet in vielfÄltige Formen der MachtausÇbung, durch die Un-
abhÄngigkeit, Selbstvertrauen und HandlungsspielrÄume der Betroffenen untergraben und 
AbhÄngigkeiten aufgebaut bzw. gefestigt werden (S. 330).
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Kritisiert wird diese Definition von Cornelia Helfferich (2006), welche darauf aufmerksam 
macht, dass es verschiedenen Arten von Gewalt in Paarbeziehungen gibt und Gewaltbezie-
hungen unterschiedlichen Mustern unterliegen. Die Fokussierung auf hÄusliche Gewalt in 
Form einer Misshandlungsbeziehung ist Helfferich zufolge zu einseitig (zit. in Schmid, 2010, 
S. 37-50). Andrea Wechlin (2010) greift diese Kritik auf, indem sie zwischen den Begriffen 
„Streit“, „tÄtlicher Konflikt“ und „Misshandlung“ unterscheidet. Massgebend fÇr die beiden 
ersten Begriffe ist die Tatsache, dass eine symmetrische Beziehung zwischen den beiden Par-
teien besteht, in der die Beteiligten autonom sind und ungefÄhr die gleiche Definitionsmacht 
besitzen. Heftige verbale Auseinandersetzung, BeschÄdigung von Geschirr etc. und geringfÇ-
gige TÄtlichkeiten wie Ohrfeigen sind in Auseinandersetzungen Çblich. Wichtig erscheint da-
bei die Tatsache, dass sich keiner/keine der Betroffenen misshandelt fÇhlt. Anders sieht dies 
bei der Misshandlung aus, wie es bereits der Begriff deutlich macht. Eine Misshandlung 
zeichnet sich dadurch aus, dass zwischen den Beteiligten eine asymmetrische Beziehung und 
somit ein MachtgefÄlle besteht. Die Beziehungsgestaltung geschieht einseitig, wobei Kon-
trolle und Macht auf die unterlegene Partei ausgeÇbt wird. Zu Gewalthandlungen kommt es 
dabei meistens nur von der Çberlegenen Seite (S. 3).
Die AusfÇhrungen zeigen, dass der Begriff „hÄusliche Gewalt“ in der Literatur uneinheitlich
verwendet wird und je nach Definition lediglich die Misshandlungsbeziehung oder verschie-
dene Arten von Gewalt in Beziehungen umschreibt. Da es in der fÇr diese Arbeit recherchier-
ten Literatur keine Angaben dazu gibt, von welcher Art der Gewalt in Beziehungen die Klien-
tel der Opferberatungsstellen betroffen ist, kann darÇber keine Aussage gemacht werden. In 
Anbetracht der Tatsache, dass die Opferberatung oftmals in Form einer Krisenintervention 
erfolgt (vgl. Kapitel 2.1.5), ist jedoch anzunehmen, dass es sich bei der Klientel mehrfach um 
Frauen handelt, die Gewalt in Form einer Misshandlungsbeziehung erleben. Der Fokus liegt 
in dieser Arbeit deshalb auf dieser Art der Gewalt in Beziehungen.
2.1.2 Formen der Gewalt und Folgen fÅr das Opfer
Wie bereits bei der Begriffsbestimmung genannt wurde, wird zwischen der physischen, der 
psychischen und der sexuellen (sexualisierten) Gewalt unterschieden. Unter der psychischen 
Gewalt wird zudem die soziale und Åkonomische Gewalt verstanden. Die untenstehende 
Abbildung verdeutlicht, welche Verhaltensweisen die verschiedenen Gewaltformen beinhal-
ten. GemÄss Brzank (2009) zielen alle Verhaltensweisen darauf ab, Macht und Kontrolle auf 
das Opfer auszuÇben (S. 330). Dies wird auch aus der Abbildung 1 ersichtlich. WÄhrend es 
sich bei der physischen und der sexualisierten Gewalt fast ausschliesslich um strafbares Ver-
halten nach dem Schweizerischen Strafgesetzbuch (StGB) handelt, ist das bei der psychi-
schen Gewalt nur bei wenigen Verhaltensweisen, wie beispielsweise der Drohung der Fall.
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Abbildung 1: Das Rad der Gewalt (Domestic Abuse Intervention Projekt, 1983)
GemÄss Gabriella Schmid (2010) beginnen die âbergriffe von Seiten des Mannes auf die Frau 
oftmals sehr subtil. Vielfach fÄngt es damit an, dass der Mann versucht die Frau zu kontrol-
lieren, sei es in Bezug auf ihre Ausgaben, die Erwerbsarbeit oder die Freizeitgestaltung. Kon-
takteinschrÄnkungen und Kontaktverbote kÅnnen dazukommen und auch gezielte DemÇti-
gungen und Abwertungen sind Çblich. Zu kÅrperlichen âbergriffen kommt es meistens erst 
zu einem spÄteren Zeitpunkt und fÇr die Frau oft sehr Çberraschend (S. 38-39). Demzufolge 
werden betroffene Frauen am Anfang der Beziehung vielfach „nur“ mit psychischer Gewalt 
konfrontiert, welche sich unter anderem in Form sozialer und Åkonomischer Gewalt zeigt. 
Deshalb ist es nicht weiter erstaunlich, dass gemÄss Schmid (2010) viele Frauen nicht genau 
sagen kÅnnen, wann die Gewalthandlungen begannen (S. 38).
Gloor und Meier (2010) zufolge kÅnnen Gewalterfahrungen zu nachhaltigen, gesundheitli-
chen und psychosozialen BeeintrÄchtigungen fÇhren (S. 29). Bei einer ReprÄsentativbefra-
gung bei Patientinnen der Maternitä Inselhof Triemli im Jahr 2003 zum Thema Frauen, Ge-
sundheit und Gewalt im sozialen Nahraum wurden die Folgen hÄuslicher Gewalt erforscht.
Diese kam zu folgendem Schluss: Je stÄrker die erlittene Gewalt der Befragten, desto hÄufi-
ger sind gesundheitliche Belastungen feststellbar. Psychische und psychosomatische Auswir-
kungen werden dabei hÄufiger beobachtet als kÅrperliche Verletzungen und BeeintrÄchti-
gungen. Insgesamt berichten 73.4 Prozent der Frauen Çber Folgen im psychischen und psy-
chosomatischen Bereich. Lediglich jede zweite Frau, welche physische Gewalt erlebt hat, be-
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richtet Çber Verletzungen und andere kÅrperliche Auswirkungen (Gloor & Meier, 2004, S. 4-
5). In der Tabelle 1 werden mÅgliche Folgen hÄuslicher Gewalt aufgezeigt.
MÇgliche gesundheitliche Folgen hÄuslicher Gewalt
KÇrperliche Folgen
Akute, direkte Verletzungen wie Stich- und Hiebver-
letzungen, Schnitt-, Platz-, Riss- und Brandwunden,
Prellungen, HÄmatome, WÇrgemale,
Frakturen (Nasenbein-, Arm- RippenbrÇche) Trom-
melfellverletzungen, Kiefer- und Zahnverletzungen;
Dauerhafte Behinderungen z. B.
EinschrÄnkung der Beweglichkeit, verminderte Seh-, 
HÅr- und BewegungsfÄhigkeit.
Psychosomatische Folgen
Chronische Schmerzen wie Kopf-, RÇcken-, Brust- und 
Unterleibsschmerzen; Magen-, DarmstÅrungen wie 
âbelkeit, Brechreiz, Appetitverlust; Chronische An-
spannungen, Angst und Verunsicherung, die sich als
Stressreaktionen in psychosomatischen Beschwerde-





nen, Angst- und Panikattacken, NervositÄt, Schlaf-
stÅrungen, KonzentrationsschwÄche; Verlust von 
Selbstachtung und SelbstwertgefÇhl; SuizidalitÄt.
GynÄkologische Leiden
Eileiter- und EierstockentzÇndungen; Sexuell Çber-
tragbare Krankheiten; Ungewollte Schwangerschaf-
ten; Schwangerschaftskomplikationen; Ungewollte 




Rauchen; âbermÄãiger Medikamenten-, Alkohol-
und Drogenkonsum; EssstÅrungen; Risikoreiches Se-
xualverhalten.
Tabelle 1: MÅgliche gesundheitliche Folgen hÄuslicher Gewalt (Hildegard Hellbernd et al. 2004, zit. in Barbara 
Schleicher, 2010, S. 25)
Aus der Tabelle 1 wird ersichtlich, wie vielschichtig die Folgen hÄuslicher Gewalt sein kÅn-
nen. GemÄss Annina Truninger (2010) ist es wichtig, hÄusliche Gewalt als mÅgliche Ursache 
fÇr Verletzungen und Krankheiten anzuerkennen. Nur so kann eine adÄquate Behandlung er-
folgen, die Çber eine reine SymptombekÄmpfung hinausfÇhrt. Trunninger bezeichnet in die-
sem Zusammenhang auch die weit verbreitete Verschreibung von Schmerz-, Beruhigungs-
und Schlafmitteln an Betroffene als problematisch. Diese lassen die Frauen die belastende 
Lebenssituation weiter ertragen, haben aber keine grundsÄtzliche VerÄnderung oder Verbes-
serung der Lebenssituation zur Folge (S. 185). Wie die Darstellung zeigt, besteht zusÄtzlich 
das Risiko, dass sich der gelegentliche Medikamentenkonsum zu einem problematischen 
Suchtverhalten entwickelt.
In der Tabelle 1 nicht aufgefÇhrt sind die sozialen Folgen, welche sich unter anderem aus 
den gesundheitlichen BeeintrÄchtigungen ergeben. Brzank (2009) weist darauf hin, dass es 
gewaltbetroffenen Frauen aufgrund der belastenden Stresssituation und dem verminderten 
SelbstwertgefÇhl schwerfallen kann eine Arbeitsstelle zu bekommen, die dort anfallenden 
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Erfordernisse zu erfÇllen und die Stelle zu behalten. Probleme bei der Arbeit kÅnnen sich 
durch UnpÇnktlichkeit, Abwesenheit, Krankheit sowie eingeschrÄnkter BelastungsfÄhigkeit 
ergeben (S. 332-333). Das Risiko der Arbeitslosigkeit ist dadurch erhÅht. Des Weiteren ist 
hÄusliche Gewalt oftmals mit einem sozialen Abstieg und dem damit einhergehenden Ar-
mutsrisiko fÇr die Frau verbunden, wie eine Untersuchung des BMFSFJ zur Lebenssituation, 
Sicherheit und Gesundheit von Frauen zeigt. Insbesondere wenn die Frau Kinder hat, steigt 
das Armutsrisiko im Falle einer Trennung markant an (Ursula MÇller & Monika SchrÅttle, 
2004, zit. in Brzank, 2009). Eine schwierige soziale Situation kann sich wiederum negativ auf 
die Gesundheit der Betroffenen auswirken. GemÄss Brzank entsteht dadurch ein folge-
schwerer Kreislauf fÇr die Gesundheit und das Wohlbefinden der Frau (S. 332-333).
2.1.3 Der Kreislauf der Gewalt
GemÄss Schmid (2010) unterliegen Misshandlungsbeziehungen, wie sie bei hÄuslicher Ge-
walt anzutreffen sind, einer ganz eigenen Dynamik. Die amerikanische Psychologin Leonore 
Walker identifizierte drei Phasen, die zwar analytisch trennscharf sind, sich aber in der Praxis 
oft miteinander vermischen. Damit prÄgte sie den Begriff „Der Kreislauf der Gewalt“ (S. 39), 
welcher in der Abbildung 2 ersichtlich ist.
Abbildung 2: Der Kreislauf der Gewalt (eigene Darstellung in Anlehnung an Lenore Walker, 1984)
In der 1. Phase steigt die Spannung und es kommt zu kleineren âbergriffen von Seiten des 
Mannes. Die Frau versucht in dieser Phase oft, eigene GefÇhle der Angst, Wut und Verzweif-
lung zu unterdrÇcken und dem Mann alles „recht zu machen“ um die wachsende Anspan-
nung abzubauen. Die Spannung steigt aber weiter an (Schmid, 2010, S. 39).
In der 2. Phase kommt es zu kÅrperlichen oder sexuellen Gewaltanwendungen durch den 
Mann. Die Frau fÇhlt sich in den Gewaltsituationen oft hilflos, weil sie die Art, den Zeitpunkt 
und die Schwere der Gewalt nicht beeinflussen kann. Jedes Verhalten der Frau kann zu einer 
weiteren Eskalation fÇhren. Gleich nach den Gewalttaten ist die Wahrscheinlichkeit, dass das 
Opfer Hilfe von Aussen sucht und zulÄsst am grÅssten (Schmid, 2010, S. 39-40).
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Die 3. Phase wird auch „Honeymoon-Phase“ genannt und zeichnet sich dadurch aus, dass 
der Mann seine Taten bereut und beteuert, sein Verhalten zu Ändern. Der TÄter zeigt sich 
der Frau gegenÇber aufmerksam und liebevoll und umwirbt sie. Gleichzeitig versucht er die 
GewalttÄtigkeit herunterzuspielen. Die erneute Zuwendung fÇhrt oftmals dazu, dass das Op-
fer dem TÄter verzeiht und ihm eine neue Chance gibt. Damit schliesst sich der Kreis und der 
Kreislauf kann von Neuem beginnen (Schmid, 2010, S. 39-40).
Die Erfahrungen von Frauenberatungsstellen und FrauenhÄuser zeigen, dass die Gewaltaus-
brÇche Çber die Zeit an IntensitÄt und HÄufigkeit zunehmen. FÇr die Frauen ist dieses Wech-
selbad der GefÇhle Äusserst anstrengend und verunsichert und verwirrt die Frauen zutiefst. 
Die stÄndige Angst vor neuen Gewalttaten und die BemÇhungen, diese zu verhindern be-
stimmen ihr Leben und ihre Gedanken. Die dauernden Abwertungen fÇhren dazu, dass die 
Frauen jegliches SelbstwertgefÇhl verlieren. Was bleibt ist Verzweiflung und ErschÅpfung 
(Schmid, 2010, S. 39-40).
2.1.4 GrÅnde, die eine Trennung erschweren
Schmid (2010) zufolge gibt es verschiedene GrÇnde, welche eine Trennung vom gewalttÄti-
gen Partner erschweren und die Frau in der Gewaltbeziehung ausharren lassen (S. 40). In 
den folgenden Abschnitten werden diese genannt und kurz umschrieben. 
ExistenzÄngste & Situation als Mutter
Eine Trennung ist oftmals mit finanziellen Einbussen verbunden. Insbesondere wenn die Frau 
Kinder hat, ist das Risiko, nach einer Trennung sozialhilfeabhÄngig zu werden, erhÅht. In vie-
len Familien herrscht noch immer eine Arbeitsteilung vor, bei welcher der Mann arbeiten 
geht und die Frau sich um die Kinder und den Haushalt kÇmmert. Durch die Trennung ist die 
Frau oftmals darauf angewiesen, wieder ins Erwerbsleben einzusteigen, was schwierig sein 
kann (Schmid, 2010, S. 40-41). Dies bestÄtigt Birgit Schweigert (2000), wenn sie darauf hin-
weist, dass eine Trennung fÇr die Frau oftmals einen vÅlligen Neubeginn bedeutet, der mit 
vielen Anstrengungen und GÄngen zu BehÅrden und anderen Stellen verbunden ist (zit. in 
Barbara Schleicher, 2010, S. 10). Aufgrund des Besuchsrechts bleibt die Frau zudem mit dem 
Mann verbunden. Die âbergabe der Kinder kann Anlass fÇr erneute BelÄstigungen und 
âbergriffen sein (Schmid, 2010, S. 40-41). GemÄss Schweigert (2000) werden die gemeinsa-
men Kinder oftmals als Druckmittel eingesetzt, indem der gewalttÄtige Partner beispielswei-
se damit droht, den Kindern etwas anzutun (zit. in Schleicher, 2010, S. 10-11).
Angst vor Einsamkeit
Schmid (2010) zufolge schrecken viele Frauen vor einer Trennung zurÇck, weil sie Angst da-
vor haben, alleine zu sein. Zudem trauen es sich viele Frauen auch gar nicht zu, ihr Leben al-
leine zu bewÄltigen (S. 41). Schweigert (2000) sieht einen Grund dafÇr darin, dass die Betrof-
fenen durch die stÄndigen Misshandlungen jegliches Selbstvertrauen und SelbstwertgefÇhl 
verloren haben (zit. in Schleicher, 2010, S. 10). Auch wenn sie in der Gewaltbeziehung un-
Von hÄuslicher Gewalt betroffene Frauen in der Opferberatung
Schwierigkeiten bei der Inanspruchnahme finanzieller Opferhilfe
Seite 11
glÇcklich sind, ist ihnen dieses Leben dennoch vertraut. Ein Neuanfang bringt immer auch 
viel Unbekanntes mit sich, dem sich die Frauen stellen mÇssen. Dies schreckt viele Betroffe-
ne ab (Schmid, 2010, S. 41).
Schuld- und SchamgefÅhle
Viele Frauen versuchen die an ihnen verÇbte Gewalt nach Aussen zu verbergen und das Bild 
einer glÇcklichen Familie aufrecht zu erhalten. Die Betroffenen schÄmen sich fÇr die Gewalt 
und wollen nicht, dass jemand davon erfÄhrt. Oftmals geben sie sich selbst die Schuld fÇr das 
Scheitern der Ehe und glauben, eine schlechte Mutter und Ehefrau zu sein. Sie sehen sich 
selbst als verantwortlich fÇr die ihnen angetane Gewalt und denken, sie mÇssten sich nur 
mehr bemÇhen, damit die Gewalt aufhÅrt. Vorhandene Rollenbilder, welche der Frau die Zu-
stÄndigkeit fÇrs Gelingen des Familienlebens zuschreiben, kÅnnen die Situation zusÄtzlich 
verschÄrfen (Schmid, 2010, S. 41-42). Dies bestÄtigt auch Schweigert (2000), welche Schuld-
und SchamgefÇhle durch das Vorliegen von PflichtgefÇhlen erklÄrt, welche sich wiederum 
aus vorhandenen traditionellen Rollenbildern ergeben (zit. in Schleicher, 2010, S.10).
Reaktion des Umfeldes
Gewaltbetroffene Frauen werden immer wieder damit konfrontiert, dass die erlittene Ge-
walt von ihrem sozialen Umfeld, sowie Fachleuten nicht wahrgenommen wird. Das fÇhrt da-
zu, dass sie oftmals gar nicht wissen, wo sie sich nach einer Gewalttat hinwenden kÅnnen. 
Wenn sie die Gewalterlebnisse von sich aus ansprechen, kommt es immer wieder vor, dass 
diese vom GegenÇber bagatellisiert und verharmlost werden. Dadurch werden die Frauen 
entmutigt und verunsichert und ziehen sich womÅglich noch weiter zurÇck (Schmid, 2010, S. 
41).
Gewalt in der Trennungssituation
FÇr viele Frauen ist die Gefahr, Gewalt durch den Partner zu erleiden in der Trennungssitua-
tion erhÅht, da der Partner den Trennungsentscheid der Frau nicht akzeptiert. Auch das Risi-
ko, durch den Partner getÅtet zu werden steigt durch die Öusserung von Trennungsabsichten 
an (Schweigert, 2000, zit. in Schleicher, 2010, S. 11). Die Vorstellung, dass eine Trennung 
auch die Gewalt beendet, ist somit oftmals illusorisch. Vielmehr mÇssen die Frauen mit wei-
teren BelÄstigungen (z.B. in Form von Stalking) und âbergriffen rechnen (Schmid, 2010, S. 
42).
Die genannten GrÇnde machen deutlich, weshalb viele Frauen in der Misshandlungsbezie-
hung verbleiben. Wie die Schilderungen zeigen, spielen nicht nur soziale und Åkonomische, 
sondern auch emotionale BedÇrfnisse und Interessen der Frau eine Rolle. 
2.1.5 Beratung in einer Krisensituation
Im Zusammenhang mit den ErlÄuterungen zum Kreislauf der Gewalt wurde erwÄhnt, dass die 
Wahrscheinlichkeit, dass Opfer hÄuslicher Gewalt Hilfe von Aussen holen, gleich nach einem 
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Gewaltvorfall am hÅchsten ist (vgl. Kap. 2.1.3). Gleichzeitig haben die AusfÇhrungen bezÇg-
lich den Scham- und SchuldgefÇhlen der Opfer verdeutlicht, wie hoch die Schwelle ist, sich 
Aussenstehenden anzuvertrauen (vgl. Kap. 2.1.4). Dass es dennoch gewaltbetroffene Frauen 
gibt, die sich an eine Opferberatungsstelle wenden, deutet darauf hin, dass sich diese in ei-
ner akuten Krise befinden, und mit der aktuellen Situation Çberfordert sind. 
Dies wurde auch aus einer Untersuchung des Stadt ZÇricher Interventionsprojektes gegen 
MÄnnergewalt (ZIP) zu den LÇcken im Bereich der Opferhilfe fÇr Frauen (1997) ersichtlich. 
Diese hat ergeben, dass es ambulante Beratungsstellen braucht, die Frauen in akuten Krisen-
situationen unmittelbare UnterstÇtzung und darÇber hinaus lÄngerfristige Beratung anbieten
(zit. in Webseite Beratungs- und Informationsstelle fÇr Frauen gegen Gewalt in Ehe und 
Partnerschaft (bif), 2011, Geschichte). Das deutliche Resultat der Untersuchung fÇhrte im 
Jahr 2001 zur ErÅffnung der bif, welche im Jahr 2002 als Opferberatungsstelle des Kantons 
ZÇrich anerkannt wurde (Webseite bif, 2011, Geschichte). 
Dies verdeutlicht, dass die Krisenintervention ein wichtiger Bestandteil der Opferberatung 
bei Opfern hÄuslicher Gewalt ist. Das hat direkte Auswirkungen auf die Beratung, weshalb im 
folgenden Abschnitt die Beratung in Krisensituationen kurz umrissen wird.
GrundsÄtze in der Krisenin-
tervention
ErklÄrung
Kurzfristiger Fokus Der Fokus liegt auf der akuten Problemlage. Ziel ist es, mit Hilfe von 
kleinen, konkret geplanten Schritten eine Stabilisierung zu erreichen. 
LÄngerfristige Ziele treten in den Hintergrund. Praktische Hilfestellungen 
zur Behebung der akuten Notlage sind gefragt (oftmals Sachhilfe).
Aktive Haltung Die Beratungsperson nimmt eine aktive Rolle ein und begleitet den Be-
troffenen/die Betroffene eng. Da Opfer hÄuslicher Gewalt oftmals viel 
Fremdbestimmung durch ihren Partner/ihre Partnerin erfahren, ist von 
einer direktiven Vorgehensweise abzusehen.
Zeitliche Begrenzung Die Krisenintervention ist zeitlich begrenzt und ist mit der âberwindung 
der akuten Notlage beendet. Sobald eine Stabilisierung eingetreten ist, 
muss der Beratungsprozess beendet oder neu Çberdacht werden.
FÅrderung BewÄltigungsstra-
tegien
Die Beratungsperson fÅrdert progressive BewÄltigungsstrategien 
der/des Betroffenen und wirkt regressiven Tendenzen entgegen.
InterdisziplinaritÄt Eine Krisenintervention erfordert oftmals, dass verschiedene Berufs-
gruppen zusammenarbeiten, da Interventionen in verschiedenen Berei-
chen (Gesundheit, Soziales etc.) gefragt sind.
Tabelle 2: GrundsÄtze in der Krisenintervention (eigene Darstellung in Anlehnung an Sauvant & Schnyder, 2000, 
S. 86)
GemÄss Selma Koch (2010) zeichnet sich eine Krise dadurch aus, dass sie akut ist, Çberra-
schend kommt und fÇr den/die Betroffene bedrohlich wirkt (S. 5). Jean-Daniel Sauvant und 
Ulrich Schnyder (2000) zufolge ist die Krise oftmals mit Verlusten, KrÄnkungen und Verlet-
zungen verbunden. BewÄltigungsstrategien, die bisher funktioniert haben, bringen nicht die 
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erhoffte Wirkung. Die Person fÇhlt sich in ihrer IdentitÄt bedroht (zit. in Koch, 2010, S. 5). In 
der Opferberatung muss deshalb der Krisensituation Rechnung getragen werden. In der Ta-
belle 2 werden einige wichtige GrundsÄtze genannt, welche fÇr die Krisenintervention von 
Bedeutung sind.
2.2 Opferhilfe und Opferberatung
2.2.1 BegriffsklÄrung
Unter Opferhilfe wird gemÄss der SVK-OHG Hilfe verstanden, welche eine Person erhÄlt, die 
durch eine Straftat in ihrer kÅrperlichen, sexuellen oder psychischen IntegritÄt unmittelbar 
beeintrÄchtigt worden ist. Unter bestimmten Bedingungen kÅnnen auch AngehÅrige oder 
andere nahe stehende Personen des Opfers die Leistungen der Opferhilfe nutzen. Die Op-
ferhilfe basiert auf dem Opferhilfegesetz und der Opferhilfeverordnung (OHV) des Bundes. 
In den Kantonen gibt es weitere ergÄnzende Rechtsordnungen zur Umsetzung des OHG
(Webseite Opferhilfe Schweiz, 2011), auf die in dieser Arbeit aber nicht eingegangen wird. 
Der Bund ist somit fÇr die Schaffung der gesetzlichen Rahmenbedingungen zustÄndig und die 
Kantone fÇr deren Umsetzung.
Die Opferhilfe wird einerseits durch die Opferberatungsstellen und andererseits durch die 
EntschÄdigungsstellen erbracht. Die EntschÄdigungsstellen werden je nach Kanton unter-
schiedlich benannt. Neben dem in dieser Arbeit verwendeten Begriff „EntschÄdigungsstelle“ 
ist auch der Begriff „Opferhilfestelle“ verbreitet. In manchen Kantonen handelt es sich bei 
der EntschÄdigungsstelle um keine eigenstÄndige Stelle, sondern eine Abteilung innerhalb 
einer Institution. Dies ist beispielsweise im Kanton Luzern der Fall, wo die Abteilung Opferhil-
fe Teil der Dienststelle Soziales und Gesellschaft ist. Im OHG wird deshalb nur von der „zu-
stÄndigen BehÅrde“ gesprochen. WÄhrend die Opferberatungsstellen in direktem Kontakt 
mit den Opfern stehen, sind die EntschÄdigungsstellen gemÄss den Empfehlungen der SVK-
OHG (2010) lediglich fÇr die âberprÇfung der Gesuche um lÄngerfristiger Hilfe Dritter, Ge-
nugtuung und EntschÄdigung zustÄndig (S. 18-32).
GemÄss Art. 2 lit. a-e OHG umfasst die Opferhilfe die Beratung im engeren Sinne, die Sofort-
hilfe, die lÄngerfristige Hilfe der Beratungsstellen, KostenbeitrÄge fÇr die lÄngerfristige Hilfe
Dritter, die EntschÄdigung und die Genugtuung. Der Begriff „Opferberatung“ umfasst dage-
gen lediglich die TÄtigkeiten der Opferberatungsstellen, welche jedoch einen grossen Teil der 
Opferhilfe abdecken. Dass die Opferberatung Teil der Opferhilfe ist, wird aus der Tabelle 3 
ersichtlich. 
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Tabelle 3: Opferhilfe und Opferberatung (eigene Darstellung in Anlehnung an die Empfehlungen der SVK-OHG, 
2010, S. 18-32)
GemÄss den Empfehlungen der SVK-OHG (2010) ist mit der Beratung im engeren Sinne die 
eigentliche BeratungstÄtigkeit der Opferberatungsstellen gemeint, welche kurzfristig oder 
lÄngerfristig erfolgen kann. Diese ist nicht zu verwechseln mit der Opferberatung, welche 
wie bereits genannt wurde, alle TÄtigkeiten der Opferberatungsstellen umfasst (S. 17-19).
2.2.2 Finanzielle Opferhilfe
Eva Weishaupt (2008) zufolge beinhaltet die finanzielle Opferhilfe die Finanzierung von Hilfe-
leistungen Dritter, die EntschÄdigung und die Genugtuung. Mit Hilfeleistungen Dritter sind
sowohl die Soforthilfe als auch die lÄngerfristige Hilfe gemeint, welche durch Dritte erbracht 
werden (S. 7-8). Dies wird in der Abbildung 3 verdeutlicht. GemÄss den Empfehlungen der 
SVK-OHG (2010) gilt bei allen finanziellen Leistungen der Opferhilfe das SubsidiaritÄtsprinzip. 
Bevor die Opferhilfe Kosten Çbernimmt, mÇssen allfÄllige Leistungen von anderen involvier-
ten Institutionen (z.B. Sozialversicherungen) oder Personen (z.B. TÄter/in) und die finanzielle 
Lage des Opfers berÇcksichtigt werden (S.22).
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Soforthilfe
Bei der Soforthilfe handelt es sich gemÄss den Empfehlungen der SVK-OHG (2010) verein-
facht gesagt um Erste-Hilfe-Massnahmen. Diese dienen dazu, die dringendsten BedÇrfnisse 
zu decken, die aufgrund der Straftat entstanden sind. Dazu zÄhlen Leistungen wie die Unter-
bringung in einer Notunterkunft, âberbrÇckungsgelder, erste anwaltschaftliche Beratungen, 
erste Sitzungen mit einem Therapeuten/einer Therapeutin, medizinische Erstversorgung und 
dringende Transport-, Reparatur- und Sicherungskosten (S. 21-22). Die Abgrenzung der So-
forthilfe zur lÄngerfristigen Hilfe geschieht dabei fliessend, da sich diese lediglich in Bezug 
auf die Dringlichkeit unterscheiden. Ist die Dringlichkeit gegeben, erfolgt eine bestimmte 
Leistung in Form der Soforthilfe. Ist die Dringlichkeit nach einiger Zeit nicht mehr gegeben, 
aber die Hilfe weiterhin notwendig, wird sie in Form der lÄngerfristigen Hilfe geleistet 
(Gomm & Zehntner, 2009, S. 105-106). So werden beispielsweise die ersten 21 Tage in einer 
Notunterkunft als Soforthilfe verrechnet. Bleibt die Person lÄnger als 21 Tage werden die zu-
sÄtzlichen Tage als lÄngerfristige Hilfe abgebucht. Die Kosten fÇr die Soforthilfe werden von 
der Opferberatungsstelle Çbernommen, welche die Leistungen aber auch durch Dritte er-
bringen lassen kann (SVK-OHG, 2010, S. 22).
LÄngerfristige Hilfe
Die lÄngerfristige Hilfe schliesst an der Soforthilfe an und wird so lange erbracht, bis sich der 
Gesundheitszustand des Opfers stabilisiert hat, oder Çbrige Folgen der Straftat mÅglichst be-
seitigt oder ausgeglichen wurden (Gomm & Zehnter, 2009, S. 106). Oft handelt es sich dabei 
um Leistungen, welche Çber einen lÄngeren Zeitraum hinweg beansprucht werden. Die da-
durch entstehenden Kosten werden je nach anrechenbarem Einkommen des Opfers ganz 
oder teilweise durch die EntschÄdigungsstellen Çbernommen. Lebt das Opfer in sehr guten 
finanziellen VerhÄltnissen, muss es die Kosten selber tragen. LÄngerfristige Hilfe, die durch 
die Opferberatungsstelle selbst geleistet wird, ist fÇr das Opfer unentgeltlich. Typische Kos-
ten, die in Form der lÄngerfristigen Hilfe anfallen sind Anwalts- und Therapiekosten, Kosten 
fÇr eine Notunterkunft und Kosten fÇr Haushalts- oder Betreuungshilfen (SVK-OHG, 2010, S.
23-24).  
EntschÄdigung
Nach Art. 19 Abs. 1, 3 und 4 OHG hat das Opfer und seine AngehÅrigen Anspruch auf eine 
EntschÄdigung fÇr den erlittenen Schaden infolge BeeintrÄchtigung oder Tod des Opfers. 
Sachschaden oder Schaden, welcher Soforthilfe oder lÄngerfristige Hilfe auslÅsen kann, wer-
den dabei nicht berÇcksichtigt. Haushaltsschaden und Betreuungsschaden werden nur dann 
berÇcksichtigt, wenn sie zu zusÄtzlichen Kosten oder zur Reduktion der ErwerbstÄtigkeit fÇh-
ren. Anton Schnyder (2007) zufolge kann sowohl eine mechanische als auch eine psychische 
Einwirkung einen EntschÄdigungsanspruch begrÇnden (S. 376). Im Kontext der hÄuslichen 
Gewalt kann demzufolge auch fÇr erlittene psychische Gewalt eine EntschÄdigung gefordert 
werden. Entscheidend gemÄss Schnyder (2007) ist jedoch, dass die Einwirkung zu materiel-
len Einbussen (z.B. Verdienstausfall infolge ArbeitsunfÄhigkeit) fÇhrt. Um die materiellen 
Von hÄuslicher Gewalt betroffene Frauen in der Opferberatung
Schwierigkeiten bei der Inanspruchnahme finanzieller Opferhilfe
Seite 16
Einbussen zu berechnen, wird die Differenz angeschaut zwischen dem Stand des VermÅgens 
nach der Straftat und demjenigen, den es ohne Straftat hÄtte (S. 376-377). Entstehen in Fol-
ge der Straftat keine materiellen Einbussen, kann auch keine EntschÄdigung geltend gemacht 
werden. 
Schwierigkeiten kÅnnen sich gemÄss Gomm und Zehntner (2009) bei der Abgrenzung der 
EntschÄdigung zur lÄngerfristigen Hilfe ergeben. Im Bereich der medizinischen Rehabilitation 
des Opfers ist die Grenze der lÄngerfristigen Hilfe dann erreicht, wenn durch die Massnah-
men (z.B. Therapie) keine namhafte Verbesserung des Gesundheitszustandes mehr erwartet 
werden kann und somit eine Stabilisierung eingetreten ist. Haben sich fÇr das Opfer aus der 
Straftat bleibende, gesundheitliche oder finanzielle SchÄden ergeben, kann es eine EntschÄ-
digung beantragen (S. 141-143).
Genugtuung
Nach Art. 22 Abs. 1 OHG hat das Opfer und seine AngehÅrigen Anspruch auf eine Genugtu-
ung, wenn die Schwere der BeeintrÄchtigung es rechtfertigt. Art. 49 Abs. 1 OR weist auf den 
subsidiÄren Charakter der Genugtuung hin. So wird eine Genugtuung nur dann erstattet, 
wenn die Schwere der Verletzung nicht anders wieder gut gemacht worden ist. Anspruchs-
berechtigt ist gemÄss Schnyder (2007) eine Person, die in ihren PersÅnlichkeitsrechten ver-
letzt wurde und dadurch eine immaterielle Unbill4 erlitt. Zu den geschÇtzten PersÅnlichkeits-
rechten zÄhlen unter anderem Rechte zum Schutz von Leib und Leben, der Freiheit und der 
Ehre (S. 389-390). In Bezug auf hÄusliche Gewalt kÅnnen demzufolge sowohl kÅrperliche, se-
xuelle als auch psychische BeeintrÄchtigungen einen Genugtuungsanspruch begrÇnden, so-
fern die Schwere der BeeintrÄchtigung gegeben ist. Indizien fÇr die Schwere einer Beein-
trÄchtigung sind gemÄss Gomm und Zehntner (2009) eine durch die Straftat verursachte In-
validitÄt des Opfers, aber auch eine lange Leidenszeit, ArbeitsunfÄhigkeit oder ein lÄngerer 
Spitalaufenthalt (S. 173).
GemÄss den Empfehlungen der SVK-OHG (2010) ist die Opferberatungsstelle im Rahmen der 
Beratung im engeren Sinne dazu verpflichtet, auf das Angebot einer EntschÄdigung und Ge-
nugtuung aufmerksam zu machen. Die Opferberater/innen kÅnnen das Opfer bei der Verfas-
sung der Gesuche unterstÇtzen. Manchmal werden dazu auch Juristen und Juristinnen zuge-
zogen (S.18).
Zeitliche Abfolge der Hilfe
Wie bei der Abgrenzung der Soforthilfe zur lÄngerfristigen Hilfe und der lÄngerfristigen Hilfe 
zur EntschÄdigung deutlich wurde, spielt der Zeitfaktor und die damit verbundene Dringlich-
keit bei der Unterscheidung und Bezeichnung der verschiedenen Hilfeleistungen eine we-
sentliche Rolle. Die Abbildung 4 zeigt die zeitliche Abfolge der Hilfeleistungen, wie sie von 
Eva Weishaupt dargestellt wurde.
4 Mit Unbill ist eine KrÄnkung oder ein BekÇmmernis gemeint
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Abbildung 4: Zeitliche Abfolge der Hilfe (Weishaupt, 2008, S. 15)
Die Genugtuung ist in der Abbildung 4 nicht ersichtlich. Es ist aber anzunehmen, dass diese 
Ähnlich wie die EntschÄdigung erst zum Thema wird, wenn sich der Gesundheitszustand des 
Opfers stabilisiert hat. Schliesslich kann erst zu diesem Zeitpunkt die tatsÄchliche Schwere
der BeeintrÄchtigung abgeklÄrt werden. DafÇr spricht auch die oben genannte Aussage von 
Gomm und Zehntner (2009), welche besagt, dass eine lange Leidenszeit, ein lÄngerer Spital-
aufenthalt oder eine durch die Straftat verursachte InvaliditÄt ein Indiz fÇr die Schwere der 
BeeintrÄchtigung darstellt (S. 173). Ob eine BeeintrÄchtigung genÇgend schwerwiegend ist,
um eine Genugtuung geltend machen zu kÅnnen, zeigt sich demnach erst Çber die Zeit.
2.3 Opfer hÄuslicher Gewalt in der Opferhilfestatistik
Das Bundesamt fÇr Statistik wertet jÄhrlich die Arbeit der Opferberatungs- und EntschÄdi-
gungsstellen in Form der Opferhilfestatistik aus. Darin werden unter anderem die Anzahl der 
BeratungsfÄlle, die erlittenen Straftaten und die Art der Leistungen festgehalten und ausge-
wertet. Wie bereits in der Ausgangslage erwÄhnt wurde, gibt es in der Opferhilfestatistik 
keine separate Kategorie fÇr Opfer hÄuslicher Gewalt. Wenn beispielsweise eine Frau von ih-
rem Mann geschlagen wird, erscheint dieser Vorfall in der Statistik unter dem Gesichtspunkt 
der KÅrperverletzung. Da KÅrperverletzungen auch im Åffentlichen Raum begangen werden, 
kÅnnen aus der Statistik keine RÇckschlÇsse auf die HÄufigkeit von KÅrperverletzungen im 
Bereich der hÄuslichen Gewalt geschlossen werden. Es kann auch nicht zurÇckverfolgt wer-
den, wie hoch der Anteil an Opfern hÄuslicher Gewalt in der Opferberatung ist. Die Interpre-
tation einiger Zahlen aus der Opferhilfestatistik lassen jedoch Vermutungen zu. 
Im Jahr 2008 wurden insgesamt 28'752 BeratungsfÄlle verzeichnet. Bei Çber der HÄlfte der 
Beratungen (54,1%) bestand zwischen dem Opfer und der tatverdÄchtigen Person eine fami-
liÄre Beziehung. Bei den Opfern, welche eine Beratung in Anspruch nahmen, handelte es sich 
mehrheitlich um Frauen (73,2%) und bei den Tatpersonen mehrheitlich um MÄnner (84%)
(BFS, 2008). Diese Zahlen sprechen dafÇr, dass der Anteil an von hÄuslicher Gewalt betroffe-
nen Frauen in der Opferberatung hoch ist. Es kann jedoch nicht davon ausgegangen werden, 
dass der Anteil deckungsgleich mit den 54,1% ist, bei denen zwischen dem Opfer und der 
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Tatperson eine familiÄre Beziehung besteht. In diesen 54,1% sind sowohl mÄnnliche Opfer 
hÄuslicher Gewalt als auch von hÄuslicher Gewalt betroffene Kinder enthalten. Allerdings 
kann man aufgrund des relativ hohen Anteils an Frauen in der Opferberatung darauf schlies-
sen, dass der Frauenanteil auch bei jenen Opfern, bei denen eine familiÄre Beziehung zum 
TÄter/zur TÄterin besteht, hoch ist. 
Andrea Heri Black5 (Interview vom 12. April 2011) zufolge nutzen Opfer hÄuslicher Gewalt 
abgesehen von der Soforthilfe und der Beratung i.e.S. vor allem die KostenbeitrÄge fÇr die
lÄngerfristige Hilfe Dritter. Dort machen sie praktisch den ganzen Anteil bei der KostenÇber-
nahme fÇr eine Notunterkunft aus. Auch die BeitrÄge der Opferhilfe fÇr Therapiekosten wer-
den zu einem grossen Teil an Personen ausgerichtet, die Opfer hÄuslicher Gewalt wurden. 
KostenbeitrÄge fÇr die lÄngerfristige Hilfe Dritter in Form von Anwaltskosten nehmen Opfer 
hÄuslicher Gewalt dagegen seltener in Anspruch. Heri Black zufolge beantragen Opfer hÄusli-
cher Gewalt nur hÅchst selten eine Genugtuung und praktisch nie eine EntschÄdigung. 
Dass finanzielle Leistungen in Form einer Genugtuung oder EntschÄdigung allgemein (in Be-
zug auf die gesamte Klientel der Opferberatungsstellen) nur selten genutzt werden, zeigt die 
Opferhilfestatistik. Im Jahr 2008 wurden in der Schweiz 1140 Genugtuungen und EntschÄdi-
gungen gesprochen, was 70,3% der eingegangenen Gesuchen entspricht und bei 28‘752 Be-
ratungsfÄllen (BFS, 2008) verhÄltnismÄssig wenig ist. Diese Zahlen machen deutlich, dass Ge-
suche um eine EntschÄdigung oder Genugtuung in vielen BeratungsfÄllen erst gar nicht ge-
stellt werden. Bedenkt man die Aussagen von Heri Black, trifft dies insbesondere auf Opfer 
hÄuslicher Gewalt zu.
âberraschend erscheint dabei die Tatsache, dass mÄnnliche Opfer im Vergleich zu weibli-
chen Opfern im VerhÄltnis Åfters von einer Genugtuung oder EntschÄdigung profitieren, ob-
wohl sie in der Opferberatung untervertreten sind. So machen mÄnnliche Opfer gemÄss der 
Opferhilfestatistik in der Opferberatung anteilsmÄssig lediglich 25,7% aus. Der Anteil an 
mÄnnlichen Opfern, welche eine Genugtuung oder EntschÄdigung bekommen liegt dagegen 
bei 41,4% (BFS, 2008). In Anbetracht dessen, dass MÄnner nur selten eine Opferberatungs-
stelle aufsuchen, sind sie bei den Genugtuungs- und EntschÄdigungsleistungen Çbervertre-
ten. 
Interessant ist auch, dass bei weniger als der HÄlfte der OpferberatungsfÄlle (46%) gleichzei-
tig ein Strafverfahren erÅffnet wurde, obwohl es sich um strafrechtlich relevantes Verhalten 
handelt (BFS, 2008). Es ist anzunehmen, dass der Anteil an BeratungsfÄllen, bei denen kein 
Strafverfahren erÅffnet wurde auch bei Opfern hÄuslicher Gewalt relativ hoch ist, da viele 
Frauen davor zurÇckschrecken, ihren Mann anzuzeigen (vgl. 5.2.3).
5 Andrea Heri Black ist Abteilungsleiterin der Abteilung Opferhilfe der Dienststelle Soziales und Gesellschaft Lu-
zern
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3. Die Anwendung des Opferhilfegesetzes bei Opfern hÄuslicher 
Gewalt
Zu Beginn des Kapitels wird erlÄutert, wie das Opferhilfegesetz entstanden ist und auf wel-
chen GrundsÄtzen dieses aufbaut. Anschliessend wird auf den Opferbegriff eingegangen und 
beschrieben, welche Bedingungen gegeben sein mÇssen, um die Opfereigenschaft zu erfÇl-
len und somit als Opfer gemÄss OHG zu gelten. Zum Schluss werden die verschiedenen An-
forderungen an den Nachweis der Opfereigenschaft erlÄutert. Zur Illustration der verschie-
denen Punkte werden wenn immer mÅglich BezÇge zur Situation von Opfern hÄuslicher Ge-
walt hergestellt. 
3.1 Das Opferhilfegesetz
Beim Opferhilfegesetz handelt es sich um ein Bundesgesetz, wobei der Name „Opferhilfege-
setz“ lediglich die Kurzbezeichnung fÇr „Bundesgesetz vom 23. MÄrz 2007 Çber die Hilfe an 
Opfer von Straftaten“ darstellt. Anlass fÇr die Ausarbeitung des Opferhilfegesetzes war eine
vom schweizerischen Beobachter lancierte Volksinitiative im Jahr 1980, welche die Situation 
des Opfers verbessern sollte (Gomm & Zehnter, 2009, S. 3-4). 
GemÄss Winfried Hassemer und Jan Philipp Reemtsma (2002) war das Opfer und dessen Leid 
im klassischen Strafrechtsmodell unbedeutend. Im Strafrecht ging es vor allem darum, den 
Angeschuldigten/die Angeschuldigte vor falschen Anschuldigungen und einem unfairen Pro-
zess zu schÇtzen (zit. in Peter MÅsch Payot, 2006, S. 19). Mit der Widerentdeckung des Op-
fers in der SpÄtmoderne wurden Stimmen laut, die die Stellung des Opfers im Strafverfahren 
verbessern wollten. Man musste dann aber einsehen, dass durch die EinrÄumung von ver-
mehrten Rechten im Strafverfahren, automatisch die Rechte des/der Angeklagten einge-
schrÄnkt wurden, was ebenfalls nicht wÇnschenswert war. Die Verbesserung der Situation 
des Opfers erfolgte deshalb vor allem im Bereich der Hilfeleistung und EntschÄdigung und 
weniger im Ausbau der Rechte im Strafverfahren (Karl-Ludwig Kunz, 2004, zit. in Gomm & 
Zehnter, 2009, S. 3).
Bei der Interpretation des OHG mÇssen gemÄss Gomm und Zehnter (2009) einige GrundsÄt-
ze beachtet werden. Die lange Tradition der BeschÄftigung mit dem TÄter/der TÄterin haben 
den Blick fÇr die TÄterperspektive geschÄrft. Damit das OHG aber wirksam angewandt wer-
den kann, ist es wichtig, die Perspektive zu wechseln und die Sichtweise des Opfers einzu-
nehmen. Nur so kann der Zweck des Gesetzes, dem Opfer aus der aufgrund der Straftat ent-
standenen Situation herauszuhelfen und die Folgen davon zu mildern, erfÇllt werden. FÇr 
das Opfer ist es entscheidend, als in ungerechter Weise GeschÄdigte/r anerkannt zu werden 
und gleichzeitig so schnell wie mÅglich wieder ins gewohnte Leben zurÇck zu finden. Die Aus-
legung des OHG hat demnach immer nach dem Grundsatz der Opferbezogenheit zu erfolgen. 
Ein weiterer Grundsatz, der beachtet werden muss, ist der Grundsatz der Wirksamkeit. Da-
mit die Leistungen der Opferhilfe genutzt werden kÅnnen, dÇrfen diese keinen zu hohen An-
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forderungen unterstellt sein. Sind die Anforderungen zu hoch, werden die Leistungen nicht 
beansprucht und der Zweck des Gesetzes ausgehÅhlt. Dieser Grundsatz wurde vor allem bei 
der Soforthilfe umgesetzt, bei welcher kaum Anforderungen an den Nachweis der Opferei-
genschaft gestellt werden. Der Grundsatz der Wirksamkeit gilt jedoch fÇr alle Bereiche der 
Opferhilfe. Die Anforderungen an den Nachweis der Opfereigenschaft sind deshalb je nach 
Leistungsbereich zu definieren, aber in Anbetracht der Situation, in welcher sich die Betrof-
fenen befinden, mÅglichst niedrig zu halten (S. 7-9). 
3.2 Der Opferbegriff
3.2.1 Grundkriterien
Opfer gemÄss Art. 1 Abs. 1 OHG ist jede Person, die durch eine Straftat in ihrer kÅrperlichen, 
psychischen oder sexuellen IntegritÄt unmittelbar beeintrÄchtigt worden ist. In den Empfeh-
lungen der SVK-OHG (2010) werden folgende drei Kriterien genannt, welche kumulativ er-
fÇllt sein mÇssen, damit eine Person die Opfereigenschaft erfÇllt und somit als Opfer gemÄss 
OHG gilt. 
a. Eine vorsÄtzliche oder fahrlÄssige Straftat nach schweizerischem Strafrecht liegt vor
b. Eine Person hat eine tatsÄchliche BeeintrÄchtigung ihrer kÅrperlichen, psychischen 
oder sexuellen IntegritÄt erlitten
c. Die BeeintrÄchtigung ist eine unmittelbare Folge der Straftat
Bis der Sachverhalt in Bezug auf die drei Kriterien abgeklÄrt worden ist, gilt eine hilfesuchen-
de Person grundsÄtzlich als Opfer (S. 8).
3.2.2 Straftat im Sinne des OHG
Unter einer Straftat ist gemÄss Gomm und Zehntner (2009) ein tatbestandsmÄssiges, 
rechtswidriges Verhalten im Sinne des Strafgesetzbuches zu verstehen. Unbedeutend ist da-
gegen, ob der TÄter/die TÄterin ermittelt worden ist, sich schuldhaft verhalten oder vorsÄtz-
lich oder fahrlÄssig gehandelt hat (S. 13-14). Vor allem ersteres ist bei Opfern hÄuslicher Ge-
walt entscheidend. So muss eine von hÄuslicher Gewalt betroffene Frau ihren Mann nicht 
anzeigen, um die Opfereigenschaft zu erfÇllen. GemÄss den Empfehlungen der SVK-OHG 
(2010) kann sich aber der Verzicht auf ein Strafverfahren in Bezug auf die finanzielle Opfer-
hilfe insofern auswirken, als dass der Nachweis der Opfereigenschaft insbesondere fÇr die 
Beanspruchung einer EntschÄdigung oder Genugtuung nicht genÇgend erbracht werden 
kann (S. 10-11). Der Vorteil der Einleitung eines Strafverfahrens liegt demnach darin, dass 
Beweise und Indizien von Amtes wegen ermittelt werden. Der Nachweis der Opfereigen-
schaft wird dadurch vereinfacht.
Gomm und Zehntner (2009) zufolge wurde bei der Totalrevision des Gesetzes bewusst auf 
eine AufzÄhlung der fÇr die Opferhilfe relevanten StraftatbestÄnde verzichtet. Der Bundesrat 
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wies in seiner Botschaft zum neuen Gesetz ausdrÇcklich darauf hin, dass es der Praxis Çber-
lassen sei, im Einzelfall Çber das Vorliegen einer nach OHG relevanten Straftat zu entschei-
den. Zentral ist dabei nicht die Schwere der Straftat, sondern der Grad der Betroffenheit des 
Opfers. Deswegen kÅnnen beispielsweise auch im Rahmen von hÄuslicher Gewalt begangene
TÄtlichkeiten die Opfereigenschaft begrÇnden, wenn diese eine erhebliche BeeintrÄchtigung 
der psychischen IntegritÄt des Opfers zur Folge haben (S. 13-15).
GemÄss den Empfehlungen des SVK-OHG (2010) gibt es im Kontext hÄuslicher Gewalt auch 
Verhaltensweisen, die keinem opferrechtlich relevanten Straftatbestand entsprechen. Dazu 
zÄhlen beispielsweise Verhaltensweisen wie ÇbermÄssiges Kontrollieren, DemÇtigen, Be-
schimpfen oder jemandem Nachstellen (S. 12-13). Wenn mehrere Taten vorliegen, die zu ei-
ner BeeintrÄchtigung des Opfers gefÇhrt haben, ist demnach entscheidend, dass zumindest 
eine der Taten einem opferrechtlich relevanten Tatbestand entspricht. Diesem Tatbestand 
muss jedoch keine zentrale Bedeutung innerhalb des gesamten Sachverhalts zukommen 
(Gomm & Zehntner, 2009, S. 22). 
3.2.3 BeeintrÄchtigung der kÇrperlichen, psychischen oder sexuellen IntegritÄt
GemÄss den Empfehlungen des SVK-OHG (2010) liegt eine BeeintrÄchtigung der kÅrperli-
chen, psychischen oder sexuellen IntegritÄt dann vor, wenn sich der kÅrperliche oder psychi-
sche Zustand einer Person infolge der Straftat vorÇbergehend oder dauernd nachteilig ver-
Ändert hat (S. 11). Um abschÄtzen zu kÅnnen, ob die IntegritÄt einer Person verletzt wurde, 
muss somit der Zustand vor und nach der Straftat verglichen werden. Die KausalitÄt zwi-
schen der Straftat und der BeeintrÄchtigung spielt in diesem Zusammenhang eine entschei-
dende Rolle. Die Verletzung der IntegritÄt muss direkte Folge der Straftat sein, damit das Kri-
terium der BeeintrÄchtigung der kÅrperlichen, psychischen oder sexuellen IntegritÄt erfÇllt 
ist (Weishaupt zit. in Gomm & Zehntner, 2009, S. 22-23). Leidet eine von hÄuslicher Gewalt 
betroffene Frau beispielsweise an Depressionen, muss sie nachweisen kÅnnen, dass die Ur-
sache dafÇr die Gewalterfahrungen sind. Dies ist schwierig, weil die Gewalt oftmals Çber ei-
nen lÄngeren Zeitraum verteilt erfolgt, womit der gesundheitliche Zustand vor und nach der 
Gewalttat nicht klar ausgemacht werden kann.
Den Empfehlungen des SVK-OHG (2010) zufolge sind zudem lediglich BeeintrÄchtigungen 
von einer gewissen IntensitÄt opferrechtlich relevant. Bei einer einmalig erfolgten Ohrfeige 
ist die IntensitÄt beispielsweise nicht gegeben (S. 11).
3.2.4 Unmittelbarkeit der BeeintrÄchtigung
Den Empfehlungen der SVK-OHG (2010) zufolge muss die BeeintrÄchtigung der kÅrperlichen, 
sexuellen oder psychischen IntegritÄt unmittelbare Folge der Straftat sein. Unmittelbar ist 
die BeeintrÄchtigung dann, wenn der Zweck des in Frage stehenden Straftatbestands der 
Schutz der kÅrperlichen, sexuellen oder psychischen IntegritÄt ist. In diesem Zusammenhang 
sind insbesondere strafbare Handlungen gegen Leib und Leben (TÄtlichkeiten, KÅrperverlet-
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zung, TÅtung), gegen die Freiheit (Drohung, NÅtigung) und gegen die sexuelle IntegritÄt
(Vergewaltigung, sexuelle NÅtigung) von Bedeutung (S. 12). Die Beschimpfung nach Art. 177 
StGB fÇhrt dagegen nicht zur Anwendung des OHG, da dieser Artikel den Schutz der Ehre be-
zweckt. Die Unmittelbarkeit der BeeintrÄchtigung ist nicht gegeben, da das zu schÇtzende 
Rechtsgut, lediglich die Ehre und nicht die kÅrperliche, sexuelle oder psychische IntegritÄt 
einer Person ist.
3.3 Anforderungen an den Nachweis der Opfereigenschaft
GemÄss den Empfehlungen des SVK-OHG (2010) gelten je nach Art der Leistung unterschied-
liche Anforderungen an den Nachweis der Opfereigenschaft. Dabei werden folgende drei Ka-
tegorien unterschieden.
a. Soforthilfe, Beratung im engeren Sinne
b. KostenbeitrÄge fÇr die lÄngerfristige Hilfe Dritter
c. EntschÄdigung und Genugtuung
Demnach ist es mÅglich, dass eine hilfesuchende Person beispielsweise Soforthilfe erhÄlt, 
aber keinen Anspruch auf KostenbeitrÄge fÇr die lÄngerfristige Hilfe Dritter geltend machen 
kann, da sie den Nachweis der Opfereigenschaft fÇr diese Leistung nicht genÇgend erbringt
(S. 14-15). Inwiefern sich die Anforderungen unterscheiden, wird in den folgenden AbsÄtzen 
aufgezeigt. 
FÇr die Inanspruchnahme von Soforthilfe und der Beratung im engeren Sinne reicht es aus, 
wenn die Opfereigenschaft in Betracht fÄllt. Das Opfer muss demnach lediglich glaubhaft 
machen, dass es die Opfereigenschaft erfÇllt (SVK-OHG, 2010, S. 14). Die Anforderungen an 
den Nachweis der Opfereigenschaft sind damit sehr gering gehalten. Dies wird gemÄss 
Gomm und Zehntner (2009) damit begrÇndet, dass es sich um Leistungen handelt, bei wel-
cher die Dringlichkeit der Erbringung hoch ist. Wird die Leistung nicht sofort erbracht, fÄllt 
ihr Nutzen weg. WÇrden in diesem Bereich hÅhere Anforderungen an den Nachweis der Op-
fereigenschaft gestellt, kÅnnte die Leistung nicht schnell genug erbracht werden und der 
Zweck der Leistung wÇrde ausgehÅhlt (S. 112). Wenn beispielsweise eine Frau fluchtartig ih-
ren Mann verlÄsst, um im Frauenhaus Schutz zu suchen, wÄre es verheerend, wenn zuerst in 
einem aufwendigen Verfahren abgeklÄrt werden mÇsste, ob die Frau Çberhaupt anspruchs-
berechtigt ist. Die Soforthilfe muss unkompliziert und schnell erbracht werden, damit sie ih-
ren Zweck erfÇllt.
Bei den KostenbeitrÄgen fÇr die lÄngerfristige Hilfe Dritter kÅnnen gemÄss den Empfehlun-
gen des SVK-OHG (2010) bereits hÅhere Anforderungen an den Nachweis der Opfereigen-
schaft gestellt werden. In diesem Bereich muss die Opfereigenschaft wahrscheinlich sein. Die 
fÇr die PrÇfung des Gesuchs zustÄndige Stelle (Çblicherweise die EntschÄdigungsstelle) muss 
Çberzeugt davon sein, dass das Vorliegen der Opfereigenschaft wahrscheinlicher ist, als de-
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ren Nichtvorliegen. Es mÇssen demnach mehr Argumente fÇr das Vorliegen der Opfereigen-
schaft sprechen, als dagegen (S. 14). 
Bei der Ausrichtung einer EntschÄdigung oder Genugtuung ist gemÄss den Empfehlungen 
des SVK-OHG (2010) vom Beweisgrad der Çberwiegenden Wahrscheinlichkeit auszugehen. 
Dass eine hilfesuchende Person die Opfereigenschaft erfÇllt, muss so wahrscheinlich sein, 
dass kaum mehr Platz fÇr gegenteilige Argumente bleibt. In Zahlen ausgedrÇckt muss die Op-
fereigenschaft zu einer Wahrscheinlichkeit von mindestens 75% feststehen. Um diese Anfor-
derungen zu erfÇllen, ist die hilfesuchende Person vielfach auf die in einem Strafverfahren 
ermittelten Indizien und Beweise angewiesen. Die Einleitung eines Strafverfahrens ist jedoch 
nicht zwingend und darf deshalb von der zustÄndigen BehÅrde (EntschÄdigungsstelle) auch 
nicht verlangt werden. Wird aber auf die Einleitung eines Strafverfahrens verzichtet, besteht 
ein erhÅhtes Risiko, dass der Nachweis der Opfereigenschaft nicht genÇgend erbracht wer-
den kann (S. 15).
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4. Methodisches Vorgehen
In diesem Kapitel werden âberlegungen zur Methodenwahl, der Stichprobenziehung und ei-
ner fÇr die Beantwortung der Forschungsfragen geeigneten Form der Datenerhebung, Da-
tenaufbereitung und Datenauswertung angestellt.  
4.1 Auswahl der Forschungsmethode 
Um die Forschungsfragen beantworten zu kÅnnen, ist es wichtig, eine geeignete For-
schungsmethode zu finden, welche dem Zweck der Forschung dient. Mit der Forschung wird 
das Ziel verfolgt, Schwierigkeiten bei der Geltendmachung von finanzieller Opferhilfe festzu-
stellen, ErklÄrungen dafÇr zu finden und daraus Massnahmen abzuleiten, wie Betroffenen 
den Zugang zur finanziellen Opferhilfe erleichtert werden kÅnnte. Dazu wird das Leitfadenin-
terview als geeignete Forschungsmethode der qualitativen, empirischen Sozialforschung ge-
wÄhlt. Das Leitfadeninterview eignet sich insofern fÇr die Beantwortung der Forschungsfra-
gen, als dass durch die offen formulierten Leitfragen das Wissen der Interviewten gezielt ab-
gefragt werden kann und die relevanten Aspekte des Themas zur Sprache kommen und er-
fasst werden kÅnnen. JÇrgen Stremlow (2006) zufolge kÅnnen durch die im Vorfeld festge-
legten Unterfragen gezielt Nachfragen gestellt und noch vorhandene WissenslÇcken beho-
ben werden (S. 1-3). Ein weiterer Vorteil dieser Methode liegt darin, dass gemÄss Horst Otto 
Mayer (2009) durch den konsequenten Einsatz des Leitfadens die Vergleichbarkeit der Daten 
erhÅht wird und die Daten durch die Fragen eine Struktur gewinnen. Der Leitfaden dient da-
bei lediglich als Orientierung und kann flexibel gehandhabt werden (S. 36-37).
Als besondere Form des Leitfadeninterviews wird in dieser Arbeit das Expertinnen- und Ex-
perteninterview verwendet. Die Befragten sind hier weniger als Person, sondern in ihrer 
Funktion als Expertinnen und Experten interessant. Der/die Befragte wird dabei nicht als Ein-
zelfall sondern als ReprÄsentant/in einer Gruppe in die Untersuchung einbezogen (Mayer, 
2009, S. 37). Bei den als Expertinnen und Experten ausgewÄhlten Personen handelt es sich in 
dieser Arbeit um Opferberater/innen. Diese erfÇllen die Funktion als Expertinnen und Exper-
ten insofern, als dass sie durch ihre Arbeit in der Opferberatungsstelle Çber einen privilegier-
ten Zugang zu Informationen Çber Opfer hÄuslicher Gewalt verfÇgen und in diesem Zusam-
menhang wichtige Entscheidungsprozesse kennen. Gleichzeitig sind sie selbst Teil des Hand-
lungsfeldes indem sie den Betroffenen beratend zur Seite stehen.
Auf die Befragung von Direktbetroffenen wird in der Forschung verzichtet, da dies den zeitli-
chen Rahmen der Arbeit sprengen wÇrde. Dadurch wird in Kauf genommen, dass eine kriti-
sche Betrachtung der BeratungstÄtigkeit der Opferberater/innen durch die Klientel aus-
bleibt. AllfÄllige Schwierigkeiten bei der Inanspruchnahme finanzieller Opferhilfe, welche 
sich aufgrund der Opferberater/innen ergeben, kÅnnen in dieser Arbeit deshalb nur begrenzt 
eruiert werden.
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4.2 Forschungsfragen
Die im Kapitel 1.3 dargelegten Hauptfragestellungen sollen im Rahmen der Forschung be-
antwortet werden. Bei den Forschungsfragen handelt es sich somit um folgende drei Frage-
stellungen.
 Inwiefern ergeben sich fÇr Opfer hÄuslicher Gewalt Schwierigkeiten bei der Inanspruch-
nahme der finanziellen Opferhilfe?
 Wie lassen sich diese Schwierigkeiten erklÄren?
 Wie kÅnnte der Zugang zur finanziellen Opferhilfe fÇr Opfer hÄuslicher Gewalt verbessert 
werden?
Im Interviewleitfaden werden die drei Forschungsfragen durch Teilfragen konkretisiert und 
fassbarer gemacht. Der Leitfaden kann im Anhang B dieser Arbeit eingesehen werden.
4.3 Stichprobe
Da bei einer empirischen Untersuchung nicht alle Elemente einer Grundgesamtheit unter-
sucht werden kÅnnen, muss gemÄss Mayer (2009) eine sogenannte Stichprobe gezogen 
werden. Diese wird je nach Art der Forschung (qualitativ oder quantitativ) auf unterschiedli-
che Weise gewÄhlt (S. 37-38). In dieser Arbeit wird die deduktive Stichprobenziehung ver-
wendet. Bei dieser Stichprobenziehung werden vor der DurchfÇhrung der Untersuchung Kri-
terien festgelegt, nach welchen die Stichprobe gezogen werden soll. Die Stichprobe muss 
dabei vor allem inhaltlich reprÄsentativ sein (Mayer, 2009, S. 38). 
Der Stichprobenziehung fÇr diese Arbeit liegen vier Kriterien zugrunde. Als erstes soll es sich 
bei den befragten Personen um Mitarbeiter/innen von Opferberatungsstellen handeln. Die-
ses Kriterium erscheint insofern sinnvoll, als dass sie einen direkten Zugang zu Opfern hÄusli-
cher Gewalt haben und diese bei der Geltendmachung von finanziellen Leistungen aus dem 
OHG unterstÇtzen. Damit wurde bereits das zweite Kriterium genannt. Opfer hÄuslicher Ge-
walt sollen Teil der Klientel der involvierten Opferberatungsstellen sein. Dies ist nicht immer 
selbstverstÄndlich, da es auch spezialisierte Opferberatungsstellen gibt, die nur eine be-
stimmte Opfergruppe (z.B Opfer von VerkehrsunfÄllen) beraten. Bei den Interviewten soll es 
sich ausserdem um Sozialarbeitende oder Professionelle aus einem verwandten Fachbereich 
(Psychologie, SozialpÄdagogik) handeln, welche sich im Bereich Opferberatung weitergebil-
det haben oder Çber eine mehrjÄhrige Berufserfahrung verfÇgen. Damit soll sichergestellt 
werden, dass die Befragten Çber ein vertieftes Fachwissen in der Opferhilfe verfÇgen, womit 
das dritte Kriterium gegeben ist. Das vierte und somit letzte Kriterium bezieht sich auf die 
geographische ReprÄsentativitÄt. Damit die Chance erhÅht wird, dass sich die Ergebnisse der 
Forschung auf die gesamte Deutschschweiz Çbertragen lassen, sollen Opferberatungsstellen 
von mindestens drei verschiedenen Kantonen der Deutschschweiz vertreten sein. Die ver-
schiedenen Kriterien sind in der Tabelle 4 zur Verbildlichung nochmals dargestellt.
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1. Kriterium Mitarbeiter/innen von Opferberatungsstellen
2. Kriterium Opfer hÄuslicher Gewalt als Teil der Klientel
3. Kriterium Vertieftes Fachwissen im Bereich Opferhilfe
- Sozialarbeitende oder Professionelle aus einem verwandten 
Fachbereich
- Weiterbildung im Bereich Opferhilfe oder mehrjÄhrige Be-
rufserfahrung
4. Kriterium Opferberatungsstellen von mind. 3 verschiedenen Kantonen 
aus der Deutschschweiz
Tabelle 4: Kriterien fÇr die Stichprobenziehung (eigene Darstellung)
Kein Kriterium war hingegen das Geschlecht der Interviewten. Dass es sich bei allen Befrag-
ten um Frauen handelt, hat sich zufÄllig ergeben, wenngleich diese Tatsache im Hinblick auf
das Forschungsthema nicht weiter Çberrascht. Im weiteren Verlauf der Arbeit wird deshalb 
im Zusammenhang mit den Interviewten von einer geschlechtsneutralen Nennung abgese-
hen. 
Nicht in die Stichprobe einbezogen wurden Mitarbeiter/innen von EntschÄdigungsstellen. 
Diese sind fÇr die PrÇfung der Gesuche um KostenbeitrÄge fÇr lÄngerfristige Hilfe Dritter, 
EntschÄdigungen und Genugtuungen zustÄndig und spielen insofern eine wichtige Rolle in-
nerhalb der Opferhilfe. Da es sich bei ihnen aber mehrheitlich um Juristen/Juristinnen han-
delt, welche Çber keinen direkten Zugang zu Opfern hÄuslicher Gewalt verfÇgen, wurde von 
Interviews in diesem Bereich abgesehen. Da ihr Fachwissen fÇr die vorliegende Arbeit den-
noch von grosser Bedeutung ist, wurden mehrere GesprÄche mit Andrea Heri Black, der Ab-
teilungsleiterin der Abteilung Opferhilfe der Dienstelle Soziales und Gesellschaft Luzern ge-
fÇhrt. Diese liegen der Arbeit als GesprÄchsquellen zugrunde. 
FÇr die Interviews wurde die Opferberatungsstelle des Kantons Luzern, die Beratungsstelle 
Opferhilfe Bern und die Beratungs- und Informationsstelle fÇr Frauen gegen Gewalt in der 
Ehe und Partnerschaft (bif) ZÇrich ausgewÄhlt. WÄhrend es sich bei der bif um eine speziell 
auf Opfer hÄuslicher Gewalt spezialisierte Stelle handelt, werden in den Opferberatungsstel-
len Luzern und Bern neben Opfern hÄuslicher Gewalt auch andere Opfergruppen beraten. Zu 
Beginn waren pro Beratungsstelle je zwei Interviews geplant gewesen. Insgesamt wÄren
demzufolge sechs Opferberaterinnen befragt worden. Aufgrund mangelnder zeitlicher Res-
sourcen konnte sich bei der bif jedoch nur eine Opferberaterin fÇr ein Interview zur VerfÇ-
gung stellen. Somit wurden schlussendlich fÇnf Opferberaterinnen interviewt. Auf Wunsch 
der Interviewpersonen wurden die Opferberaterinnen der Beratungsstelle Opferhilfe Bern 
gemeinsam interviewt. Dasselbe Anliegen Äusserten die Opferberaterinnen der Opferbera-
tungsstelle Luzern, woraufhin auch diese gemeinsam interviewt wurden. Eine Tabelle mit 
den involvierten Beratungsstellen und Angaben zu den Interviewpartnerinnen (anonymi-
siert) findet sich im Anhang A.
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4.4 Datenerhebung und Aufbereitung 
Im Vorfeld der Interviews wurde ein Probeinterview mit einer Studentin durchgefÇhrt, wel-
che in einer Opferberatungsstelle ein Praktikum gemacht hat. GemÄss Mayer (2009) ist es 
wichtig, vor der eigentlichen Befragung in einem Probeinterview den Leitfaden zu testen. 
UnverstÄndliche Formulierungen kÅnnen dabei erkannt und verbessert werden. Wichtige 
Themenkomplexe, welche im Leitfaden noch nicht genÇgend berÇcksichtigt wurden, kÅnnen 
eventuell bereits zu diesem Zeitpunkt ausfindig gemacht und in den Leitfaden eingebaut 
werden (S. 44-45). Beim Probeinterview hat sich gezeigt, dass einige Fragen weggelassen 
werden kÅnnen, weil sie zu wenig spezifisch sind und die betroffenen Themenfelder bereits 
durch andere Fragen abgedeckt werden. Des Weiteren hat das Probeinterview ergeben, dass 
es bei einigen Fragen zum Opferhilfegesetz hilfreich wÄre, die entsprechenden Artikel aus-
gedruckt zur Orientierung vorzulegen. Ausserdem wurde festgestellt, dass der Aspekt, dass 
Frauen gewisse Leistungen von sich aus nicht beantragen wollen, im Leitfaden zu wenig Be-
achtung fand. Der Leitfaden wurde aufgrund des Probeinterview Çberarbeitet und anhand 
der genannten Punkte angepasst. 
Die Interviewpersonen wurden per E-Mail und Telefon kontaktiert und fÇr die Interviews an-
gefragt. Die Befragungen fanden in den jeweiligen Beratungsstellen statt und dauerten zwi-
schen 50 und 75 Minuten. Der Vorteil dieses Settings lag darin, dass die Interviewten keine 
zusÄtzliche Zeit fÇr die Hin- und RÇckreise aufwenden mussten. Des Weiteren konnte die Au-
torin dadurch einen Einblick in die Beratungsstellen gewinnen. Die Befragungen fanden 
durch die Autorin statt und wurden mit Hilfe eines DiktiergerÄts aufgezeichnet. Vor den In-
terviews wurden die Interviewpersonen Çber den Umgang mit Personendaten informiert 
und danach gefragt, ob sie in der Danksagung mit Namen erwÄhnt werden wollen. Abgese-
hen von der Danksagung werden die Namen der Interviewten in der Arbeit anonym behan-
delt. In der Danksagung werden nur jene Opferberaterinnen mit Namen genannt, welche 
dem zugestimmt haben. Im Anschluss an die Interviews wurden diese paraphrasiert und 
sinngemÄss vom Schweizerdeutschen ins Standarddeutsche Çbersetzt.
4.5 Datenauswertung
FÇr die Datenauswertung wurde die Auswertungsmethode nach Claus MÇhlfeld gewÄhlt.
GemÄss Mayer (2009) handelt es sich dabei um eine eher pragmatische Vorgehensweise, die 
zeitlich und Åkonomisch gesehen weniger aufwendig ist als andere Verfahren. Der Schwer-
punkt bei der Interpretation liegt dabei auf offenkundigen GesprÄchsinhalten. Ziel der Aus-
wertung ist es, durch den Vergleich der Interviewinhalte das âberindividuell-Gemeinsame
herauszuarbeiten (S.46-47). Diese Auswertungsmethode erscheint deshalb als geeignet, da 
gemeinsam geteiltes Wissen der Opferberaterinnen relativ unkompliziert erfasst werden 
kann. Stremlow (2006) zufolge, werden mit dem Leitfaden zudem bereits erste Themen-
schwerpunkte gesetzt, welche die spÄtere Kategorisierung vereinfachen.
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Claus MÇhlfeld (1981) schlÄgt zur Auswertung der Interviews ein sechsstufiges Verfahren vor
(zit. in Mayer, 2009, S. 46). In der Tabelle 5 sind die verschiedenen Stufen aufgefÇhrt und es 
wird geschildert, wie diese in der Forschung umgesetzt wurden.
Stufen MÅhlfeld Umsetzung
1. Stufe Antworten markieren Alle Aussagen, welche auf eine der Fragen 
des Leitfadens passten, wurden markiert 
und zugeordnet. Passagen, die fÇr die Be-
antwortung der Forschungsfragen nicht von 
Interesse waren, wurden gelÅscht.
2. Stufe Ins Kategorienschema ein-
ordnen
In Anlehnung an den Leitfaden wurden Ka-
tegorien erarbeitet. Wenn durch die Inter-
views neue Aspekte zur Sprache kamen, 
wurden diese in den Kategorien ergÄnzt 
oder neue Kategorien hinzugefÇgt, falls die 
Aspekte nirgendwo reinpassten.
3. Stufe Innere Logik herstellen Die verschiedenen Einzelinformationen 
wurden miteinander verglichen und eine 
innere Logik hergestellt. Dabei wurden so-
wohl bedeutungsgleiche als auch sich wi-
dersprechende Aussagen berÇcksichtigt. 
Einige Kategorien konnten dabei zusam-
mengefasst werden, womit insbesondere 
die Anzahl der Unterkategorien gesenkt 
wurde.
4. Stufe Text zur inneren Logik er-
stellen
Zur inneren Logik wurde ein Fliesstext er-
stellt.
5. Stufe Interviewausschnitte einfÇgen Der Fliesstext wurde mit aussagekrÄftigen 
und prÄgnanten Zitaten versehen. Die Zita-
te wurden dazu mÅglichst wortgetreu ins 
Hochdeutsche Çbersetzt.
6. Stufe Bericht verfassen Ein Bericht wurde nicht verfasst, da die For-
schung Teil der Bachelorarbeit ist und es 
daher keine weitere Berichterstattung 
braucht.
Tabelle 5: Auswertungsverfahren (eigene Darstellung in Anlehnung an Claus MÇhlfeld, 1981, zit. in Mayer, 
2009, S. 46-49)
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5. Forschungsergebnisse
In diesem Kapitel werden die wesentlichen Ergebnisse aus der Forschung vorgestellt. Die Er-
gebnisse werden dazu nach auserwÄhlten Themenschwerpunkten geordnet, zusammenge-
fasst und mit aussagekrÄftigen Zitaten aus den Interviews versehen. Eine grobe Unterteilung 
der Forschungsergebnisse erfolgt dabei anhand der Forschungsfragen. FÇr die weitere Un-
terteilung der Ergebnisse sind die aus der Forschung eruierten Schwierigkeiten bei der Inan-
spruchnahme finanzieller Opferhilfe massgebend. 
5.1 Schwierigkeiten bei der Inanspruchnahme finanzieller Opferhilfe
Bei der Inanspruchnahme der finanziellen Opferhilfe konnten drei Schwierigkeiten festge-
stellt werden, welche Opfer hÄuslicher Gewalt daran hindern, finanzielle Leistungen der Op-
ferhilfe geltend zu machen. 
1. Der Zugang zur Opferhilfe ist nicht vorhanden
2. Der Zugang zur Opferhilfe ist vorhanden, wird aber erschwert
3. Der Zugang zur Opferhilfe ist vorhanden, das Opfer will die Leistungen aber nicht be-
anspruchen
Bei der ersten Schwierigkeit wird das Opfer von jeglichen Leistungen der Opferhilfe ausge-
schlossen, da kein Kontakt zur Opferhilfe besteht. Das kÅnnte beispielsweise dann der Fall 
sein, wenn das Opfer gar nicht weiss, dass es Opferberatungsstellen gibt und es Anspruch 
auf UnterstÇtzungsleistungen hat. Es kann aber auch sein, dass das Opfer Çber das Bera-
tungsangebot Bescheid weiss, sich aber nicht getraut, sich bei einer Opferberatungsstelle zu 
melden. Entscheidend bei dieser Schwierigkeit ist, dass die Opferberater/innen keinen direk-
ten Zugang zu den Betroffenen haben, da jeglicher Kontakt fehlt. Im Vergleich zu den ande-
ren Schwierigkeiten ist bei dieser Schwierigkeit bedeutsam, dass davon alle Leistungen der 
finanziellen Opferhilfe betroffen sind. Das Opfer kann weder Soforthilfe noch lÄngerfristige 
Hilfe Dritter oder eine EntschÄdigung oder Genugtuung geltend machen. 
Bei der zweiten Schwierigkeit ist der Zugang zur Opferhilfe zwar vorhanden, die Inanspruch-
nahme von gewissen Leistungen jedoch erschwert. WÄhrend finanzielle Opferhilfe in Form 
der Soforthilfe oder der lÄngerfristigen Hilfe Dritter normalerweise problemlos beansprucht 
werden kÅnnen, ist das bei Genugtuungs- und EntschÄdigungsleistungen nicht der Fall. Da 
bei diesen Leistungen die Anforderungen an den Nachweis der Opfereigenschaft relativ hoch 
sind, kÅnnen diese von Opfern hÄuslicher Gewalt nur selten genutzt werden. Entscheidend 
bei dieser Schwierigkeit ist demzufolge, dass sie lediglich die Genugtuungs- und EntschÄdi-
gungsleistungen betrifft. 
Die dritte Schwierigkeit zeichnet sich dadurch aus, dass der Zugang zwar grundsÄtzlich gege-
ben ist, die Opfer aber gewisse finanzielle Leistungen nicht fÇr sich beanspruchen wollen. In 
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diesem Zusammenhang von Schwierigkeit zu sprechen, erscheint mÅglicherweise unpas-
send, da die Betroffenen willentlich auf bestimmte Leistungen verzichten. Betrachtet man 
aber die BeweggrÇnde fÇr den Verzicht, wird ersichtlich, dass die Opfer oftmals aus einer 
persÅnlichen Notlage heraus auf bestimmte Leistungen verzichten, weshalb der Begriff 
Schwierigkeit als angebracht erscheint. Auffallend ist auch hier, dass lediglich die Genug-
tuungs- und EntschÄdigungsleistungen betroffen sind. WÄhrend die Soforthilfe wie auch die 
lÄngerfristige Hilfe zumeist in Anspruch genommen werden, sehen viele Opfer vor der Inan-
spruchnahme einer Genugtuung oder EntschÄdigung ab. 
Aus den AusfÇhrungen wurde ersichtlich, dass sich Probleme, wenn der Zugang gegeben ist, 
lediglich in Bezug auf Genugtuungs- und EntschÄdigungsleistungen ergeben. Wenn Leistun-
gen in Form der Soforthilfe oder der lÄngerfristigen Hilfe Dritter nicht genutzt werden, liegt 
das normalerweise daran, dass der Bedarf nicht gegeben ist, der Bedarf bereits gedeckt 
wurde oder dieser durch Dritte gedeckt werden kann. Da in der Opferhilfe das Subsidiari-
tÄtsprinzip gilt, ist die Opferhilfe erst dann fÇr die Erbringung der Leistungen zustÄndig, 
wenn diese nicht durch eine andere Stelle oder Person erbracht werden kann. Wenn bei-
spielsweise die Sozialhilfe fÇr die Existenzsicherung aufkommt, erÇbrigen sich âberbrÇ-
ckungszahlungen in Form der Soforthilfe, da der Bedarf bereits durch die Sozialhilfe gedeckt 
werden konnte. Öhnlich sieht es aus, wenn ein Opfer unentgeltliche Rechtspflege zugespro-
chen bekommt, weil es Çber kein oder nur ein geringes Einkommen verfÇgt. Die Kosten wer-
den in dieser Situation nicht von der Opferhilfe Çbernommen, sondern direkt Çber den Staat 
gedeckt. Manchmal ist es auch einfach so, dass ein Schaden bereits durch die Soforthilfe be-
hoben werden konnte und lÄngerfristige Hilfe gar nie zum Thema wird. Dasselbe ist der Fall, 
wenn sich das Opfer nach erfolgter Soforthilfe entscheidet, zum TÄter zurÇckzukehren. Die 
Opferberatung wird dann zumeist abgebrochen, da das Opfer keinen Bedarf mehr darin 
sieht. Demzufolge wÄre es falsch in Bezug auf die Soforthilfe und die lÄngerfristige Hilfe von 
Schwierigkeiten bei der Inanspruchnahme der Leistungen zu sprechen. Schwierigkeiten er-
geben sich in erster Linie im Bereich der Genugtuungs- und EntschÄdigungsleistungen.
5.2 ErklÄrungen fÅr vorhandene Schwierigkeiten
5.2.1 Zugang nicht vorhanden
Keine Information Åbers Angebot
Einer der wichtigsten GrÇnde fÇr den fehlenden Zugang ist die fehlende Information Çber 
das Beratungsangebot. Die Befragten gehen davon aus, dass viele Opfer hÄuslicher Gewalt 
keine Kenntnis davon haben, dass es Opferberatungsstellen gibt, bei welchen sie UnterstÇt-
zung bekommen kÅnnen. Sie wissen nicht, dass sie als Opfer Rechte haben und ihnen auf-
grund ihrer Opfereigenschaft Leistungen im Sinne des Opferhilfegesetzes zustehen, welche 
sie geltend machen kÅnnen. Der Zugang wird zusÄtzlich dadurch erschwert, dass hÄusliche 
Gewalt immer noch ein Tabuthema in der Gesellschaft ist, Çber welches kaum gesprochen 
wird. Die Verbreitung der Informationen ist unter anderem von Berufsgruppen abhÄngig, 
welche in ihrem Berufsalltag mit Opfern hÄuslicher Gewalt in Kontakt kommen. Die Sensibili-
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sierung der involvierten Fachpersonen ist dabei sehr unterschiedlich. WÄhrend beispielswei-
se die Polizei Çber ausgearbeitete Konzepte verfÇgt, wie bei hÄuslicher Gewalt vorgegangen 
und informiert werden muss, wird das bei Örzten/Örztinnen sehr unterschiedlich gehand-
habt. WÄhrend sich einige auf allfÄllige Anzeichen von hÄuslicher Gewalt achten, die Prob-
lematik ansprechen und Çbers Beratungsangebot informieren, sind andere kaum auf die 
Problematik sensibilisiert und kennen auch das Beratungsangebot nicht. Die Verbreitung der 
Information erfolgt demzufolge sehr unterschiedlich. 
Scham- und SchuldgefÅhle
Die Befragten gehen davon aus, dass viele von hÄuslicher Gewalt betroffene Frauen von 
Scham- und SchuldgefÇhlen geplagt werden, welche sie davon abhalten, sich an eine Bera-
tungsstelle zu wenden. Sie wollen nicht, dass jemand von der Gewalt erfÄhrt und weigern 
sich, Hilfe zu holen oder anzunehmen. Sie versuchen mit allen Mitteln, die Gewalt zu ver-
heimlichen und verhindern so zugleich den Zugang zu Hilfeleistungen. Sozialleistungen von 
Seiten des Staates fÇr sich zu beanspruchen, kommt fÇr viele Frauen nicht in Frage, weil sie 
darin einen sozialen Abstieg und eine Schande sehen. 
Ausserdem fÇhlen sich viele Frauen ihren Familien und ihren MÄnnern gegenÇber verpflich-
tet und haben Angst, das Familienleben zu gefÄhrden, wenn sie sich Hilfe von Aussen holen. 
Die Befragten sehen einen mÅglichen Grund dafÇr im RollenverstÄndnis, welches manche 
Frauen von sich als Frau haben. Als Frau sehen sie sich zustÄndig fÇr das Wohl der Familie 
und das Funktionieren des Zusammenlebens. Wenn der Mann Gewalt gegen sie anwendet, 
fÇhlen sie sich fÇr das Scheitern des Zusammenlebens verantwortlich. Des Weiteren wurde 
auch genannt, dass die betroffenen Frauen den Kindern den Vater nicht vorenthalten wol-
len. Das ist gemÄss den Befragten mit ein Grund, weshalb viele Frauen ihren gewalttÄtigen 
Mann nicht anzeigen. Eigene BedÇrfnisse werden dabei vernachlÄssigt, um das Wohl der 
Familie nicht zu gefÄhrden. Die Befragten gehen davon aus, dass sich viele Frauen Çber ihre 
Rolle als Frau und den damit verbundenen Aufgaben definieren. Sie sind darum bemÇht, die 
damit einhergehenden Erwartungen zu erfÇllen, da es auch ihre eigenen Erwartungen sind. 
Wenn das Zusammenleben dann nicht funktioniert, haben sie das GefÇhl versagt zu haben, 
was wiederum Scham- und SchuldgefÇhle verursachen kann. Diese Mechanismen hindern 
viele Frauen daran, sich an eine Opferberatungsstelle zu wenden, wie auch die folgende Aus-
sage einer Befragten zeigt:
„Das sind alles Dinge, die dazu fÇhren, dass die Frauen dann nicht noch hinstehen und sagen, 
ich mÅchte fÇr das was mir passiert ist, eine EntschÄdigung bekommen. Das hat dann eher 
ein in sich zurÇckziehen zur Folge. Lieber nicht noch weitere Leute darÇber informieren, 
nicht Åffentlich werden und die Familie verraten.“
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Keine Kraft
Die Befragten begrÇnden den fehlenden Zugang auch damit, dass ein Teil der Frauen schlicht 
und einfach keine Kraft hat, das Beratungsangebot zu nutzen. Das hÄngt damit zusammen,
dass diese Frauen durch die immer wiederkehrende Gewalt und die oft damit einhergehen-
de Traumatisierung psychisch und kÅrperlich so geschwÄcht sind, dass sie nicht die notwen-
dige Kraft haben, beispielsweise ein Telefon zu tÄtigen oder bei einer Beratungsstelle vorbei-
zugehen. Bleibt jegliche Hilfe aus, kann es auch vorkommen, dass die Frauen ernsthaft er-
kranken. Problematisch dabei ist, dass sie dann oftmals diese Krankheiten (z.B Depressionen, 
Schlafprobleme) zu therapieren versuchen, aber die eigentliche Ursache nicht angehen. Ein 
weiteres Problem, dass sich daraus ergeben kann, ist ein ÇbermÄssiger Konsum von Medi-
kamenten und/oder anderen Suchtmitteln, welcher die Betroffenen zusÄtzlich schwÄcht. 
Auch wenn die Frauen mÅglicherweise Çber das Beratungsangebot Bescheid wissen, kÅnnen 
sie dieses aufgrund ihrer schlechten psychischen und kÅrperlichen Verfassung nicht nutzen. 
Der Zugang bleibt verwehrt. 
5.2.2 Zugang vorhanden, aber erschwert
Nachweis der Opfereigenschaft
Bei der Geltendmachung von finanziellen Leistungen in Form einer Genugtuung oder Ent-
schÄdigung sind die Anforderungen an den Nachweis der Opfereigenschaft sehr hoch ge-
steckt. Um die Leistungen zu beanspruchen, muss es klare Hinweise und Indizien geben, die 
belegen, dass die betroffene Person die Opfereigenschaft auch wirklich erfÇllt. In Bezug auf 
Opfer hÄuslicher Gewalt ergeben sich daraus verschiedene Probleme. Nur schon das Vorlie-
gen einer Straftat zu beweisen, ist manchmal schwierig. HÄusliche Gewalt spielt sich, wie es 
der Name schon sagt, im familiÄren Kontext hinter verschlossenen TÇren ab. Die Wahr-
scheinlichkeit, dass es Zeugen oder Zeuginnen gibt, welche die Straftat bezeugen kÅnnten, 
ist daher relativ klein. Eine Befragte hat sich dazu treffend geÄussert:
„Hier ergibt sich eine Spannung oder ein Widerspruch im Gesetz, welches verlangt, dass es 
Indizien, Hinweise oder sogar Beweise fÇr eine Straftat gibt und dem Charakter der hÄusli-
chen Gewalt, welche hinter verschlossenen TÇren stattfindet, wo es normalerweise keine 
Zeugen gibt.“
Ein weiteres Problem ergibt sich daraus, dass die Betroffenen die Gewalt nach Aussen zu 
verbergen versuchen. AllfÄllige Scham- und SchuldgefÇhle kÅnnen GrÇnde fÇr dieses Verhal-
ten sein. Die Betroffenen suchen dann nur im Notfall einen Arzt/eine Örztin auf und ver-
heimlichen die eigentliche Ursache der Verletzungen, indem sie andere GrÇnde fÇr diese an-
geben und beispielsweise sagen, sie seien gestÇrzt. Auch die Polizei wird nur selten beigezo-
gen. Daraus resultiert, dass es fÇr den Nachweis der Straftat oftmals an Beweisen in Form 
von Polizeiberichten und Arztzeugnissen mangelt. Auch wenn die Frauen mÅglicherweise 
aufgrund der Verletzungen einen Arzt aufgesucht haben, hat dieser die Verletzungen wenn 
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Çberhaupt, unter einem anderen Gesichtspunkt dokumentiert. Dass hÄusliche Gewalt nach 
wie vor ein Tabuthema ist, zeigt folgende Aussage einer Befragten:
„Dazu kommt noch, dass man die Tatsache, dass man Opfer von hÄuslicher Gewalt ist, nicht 
einfach nach Aussen erzÄhlt. Ist man Opfer eines Verkehrsunfalls ist das zwar tragisch und es 
wird vielleicht sogar in den Zeitungen erwÄhnt. Opfer von hÄuslicher Gewalt zu sein, schreibt 
man dagegen nicht in die Zeitung. Man will das nicht nach Aussen tragen.“
Die Befragten haben zudem darauf aufmerksam gemacht, dass hÄusliche Gewalt auch vor-
liegen kann, wenn es zu keiner Straftat nach StGB gekommen ist. Dies ist beispielsweise 
dann der Fall, wenn die Gewalt vor allem psychischer Natur ist und sehr subtil geschieht. 
Drohungen werden mÅglicherweise nie explizit ausgesprochen aber es wird dennoch ein 
Klima der Angst geschaffen, wie aus der folgenden Aussage einer Interviewten ersichtlich 
wird: 
„Wir gehen wirklich davon aus, dass hÄusliche Gewalt auch vorliegen kann, ohne dass eine 
Straftat nach StGB vorliegt. Einfach dieses Klima der Angst oder Schikanen, welche bereits an 
Mobbing grenzen, wo aber nie wirklich eine Drohung gesprochen oder eine NÅtigung oder 
TÄtlichkeiten begangen wird.“
Durch die Ernennung der hÄuslichen Gewalt zum Offizialdelikt, konnten einige dieser Grenz-
fÄlle behoben werden. So kÅnnen heute auch TÄtlichkeiten, welche im Rahmen hÄuslicher 
Gewalt begannen werden, die Opfereigenschaft begrÇnden. Dennoch gibt es immer noch 
FÄlle von hÄuslicher Gewalt, bei denen keine Straftat nach StGB vorliegt und somit die Be-
dingungen fÇr die ErfÇllung der Opfereigenschaft nicht gegeben sind. Die Betroffenen wer-
den dadurch von finanziellen Leistungen, wie der EntschÄdigung und Genugtuung, systema-
tisch ausgeschlossen, weil sie den Nachweis, Opfer zu sein, nicht erbringen kÅnnen. Bei den 
anderen finanziellen Leistungen ist dieses Problem nicht gegeben, weil dort die Anforderun-
gen an den Nachweis der Opfereigenschaft kleiner sind. 
Ein weiterer Grund, welcher Opfer hÄuslicher Gewalt daran hindern kÅnnte, eine Genugtu-
ung oder EntschÄdigung zu beantragen, ist die Notwendigkeit der Einleitung eines Strafver-
fahrens. Die Anforderungen an den Nachweis der Opfereigenschaft sind bei Genugtuungs-
und EntschÄdigungsleistungen so hoch, dass ohne die Beweise, welche innerhalb eines Straf-
verfahrens erhoben werden, kaum die Aussicht auf eine Genehmigung des Gesuchs besteht. 
FÇr viele Frauen ist es jedoch kaum denkbar, ihren Mann oder Partner anzuzeigen. Oftmals 
besteht zwischen dem Opfer und dem TÄter noch immer eine emotionale Beziehung, auch 
wenn diese meistens sehr ambivalent ist. Wenn es sich beim Partner um den Vater der Kin-
der handelt, kann das ebenfalls ein Grund sein, weshalb fÇr die Frau eine Anzeige nicht in 
Frage kommt. Ausserdem ist es auch oft so, dass das Strafverfahren aufgrund mangelnder 
Beweise eingestellt wird, was fÇr das Opfer sehr enttÄuschend sein kann. Somit ist auch die 
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Einleitung eines Strafverfahrens keine Garantie dafÇr, dass eine Genugtuung oder EntschÄdi-
gung erfolgreich geltend gemacht werden kann.
Eine weitere Schwierigkeit in Bezug auf die Beantragung einer Genugtuung oder EntschÄdi-
gung besteht darin, die KausalitÄt zwischen einer Straftat und einer psychischen BeeintrÄch-
tigung nachzuweisen. LÄngerfristig gesehen hat hÄusliche Gewalt vor allem psychische Be-
eintrÄchtigungen zur Folge. Die KausalitÄt bei einer kÅrperlichen BeeintrÄchtigung nachzu-
weisen, wÄre gemÄss den Befragten jedoch viel einfacher. Da die durch hÄusliche Gewalt er-
folgten kÅrperlichen BeeintrÄchtigungen aber oftmals nur gering sind und auch wieder ganz 
verheilen, kÅnnen daraus keine Genugtuungs- oder EntschÄdigungsansprÇche abgeleitet 
werden. Um eine solche Leistung geltend machen zu kÅnnen, ist bei Opfern hÄuslicher Ge-
walt demzufolge vor allem die psychische BeeintrÄchtigung entscheidend. Dass diese im Ge-
gensatz zu kÅrperlichen BeeintrÄchtigungen nur schwer nachzuweisen ist, zeigt folgende 
Aussage einer Befragten:
„Wenn man geschlagen wurde, dann hat man HÄmatome, man hat im schlimmsten Falle 
BrÇche, ein blaues Auge, das ist offensichtlich. Eine psychische BeeintrÄchtigung ist einfach 
schwer nachzuweisen.“
Schwierigkeiten beim Nachweis der KausalitÄt bei psychischen BeeintrÄchtigungen ergeben 
sich vor allem daraus, dass es sich bei hÄuslicher Gewalt nicht um eine einmalige Straftat 
handelt. HÄusliche Gewalt zeichnet sich dadurch aus, dass es zu mehrfachen âbergriffen 
kommt, welche Çber einen lÄngeren Zeitraum verteilt erfolgen. Dieser Zeitraum kann meh-
rere Jahre oder sogar Jahrzehnte umfassen, wie die folgende Aussage einer Befragten bestÄ-
tigt:
„Es ist auch wichtig zu sehen, ein Verkehrsunfall ist ein einmaliges Ereignis und kann natÇr-
lich auch unglaublich tragisch sein. Aber âbergriffe in Form von hÄuslicher Gewalt geschehen 
mehrfach, Çber Jahre hinweg, manchmal Jahrzehnte lang und nehmen kein Ende.“
Wenn das Opfer in dieser Zeit beispielsweise eine SchlafstÅrung entwickelt, ist es schwierig 
beweisen zu kÅnnen, dass der AuslÅser dafÇr die hÄusliche Gewalt ist. Besonders schwierig 
ist der Nachweis der KausalitÄt bei Frauen, die bereits vor den Gewalterlebnissen psycholo-
gische Hilfe in Anspruch genommen haben. Diesen Frauen kann vorgehalten werden, dass 
sie schon vor den Gewalterlebnissen psychisch angeschlagen waren und die psychische Be-
eintrÄchtigung nicht direkt mit der erlebten Gewalt zusammenhÄngt. Dass hÄusliche Gewalt 
jedoch nicht abgekoppelt vom sonstigen Leben der Betroffenen betrachtet werden kann, 
wird aus der folgenden Öusserung einer Interviewten deutlich:
„Die KausalitÄt nachzuweisen ist oft schwierig, weil hÄusliche Gewalt aus einer Lebensge-
schichte entsteht.“
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Da der Nachweis der Opfereigenschaft auch den Nachweis der KausalitÄt beinhaltet und die-
ser bei Opfern hÄuslicher Gewalt nur schwer zu erbringen ist, werden Gesuche um eine Ent-
schÄdigung oder Genugtuung oftmals erst gar nicht gestellt. 
AbhÄngigkeit
Welche Leistungen beansprucht werden, ist immer auch abhÄngig davon, was die beratende 
Person empfiehlt und wofÇr sie einsteht. Da sie dafÇr zustÄndig ist, die Klientin Çber das An-
gebot der Opferhilfe zu informieren und ihr Zugang zu den Leistungen zu verschaffen, kann
sie die Entscheide der Klientin massgebend beeinflussen. Den Befragten zufolge muss dieses 
MachtgefÄlle jedoch nicht ausgenutzt werden. Sie gehen davon aus, dass die Opferbera-
ter/innen die Frauen bestmÅglich bei der Geltendmachung unterstÇtzen, wenn immer der 
Bedarf fÇr eine bestimmte Leistung besteht und die Betroffenen diese in Anspruch nehmen 
wollen. Wollen die Betroffenen die empfohlenen Leistungen nicht fÇr sich beanspruchen, 
versuchen die Berater/innen die Frauen dafÇr zu motivieren. Wenn sich die Frau klar gegen 
eine Leistung entscheidet, wird das von den Beratern/Beraterinnen akzeptiert. Dies wird aus 
der folgenden Aussage einer Befragten ersichtlich:
„Sehen die Opferberaterinnen Bedarf nach finanzieller Hilfe, bekommen die Opfer diese 
normalerweise auch und werden falls notwendig dafÇr motiviert und informiert. Sie mÇssen
die Klientinnen unterstÇtzen, wenn sie etwas an ihrer Lage Ändern wollen, es aber auch ak-
zeptieren, wenn sie das nicht wollen.“
Bei Genugtuungs- und EntschÄdigungsleistungen ist der Bedarf oftmals nicht so klar ersicht-
lich, wie beispielsweise bei Leistungen in Form der Soforthilfe. Den Befragten zufolge ist der 
Einfluss der Berater/innen beim Entscheid, ob ein solches Gesuch eingereicht wird, relativ 
hoch. Insbesondere wenn es unklar ist, ob das Gesuch genehmigt wird, sind die Bera-
ter/innen mÅglicherweise zurÇckhaltend, diese Leistungen zu empfehlen oder die Klientin 
fÇr einen Versuch zu ermutigen. Auch die vorhandenen zeitlichen Ressourcen spielen in die-
sem Zusammenhang eine Rolle. Da diese oftmals knapp bemessen sind, sind die Bera-
ter/innen manchmal nicht bereit, die verfÇgbare Zeit in ein aufwendiges EntschÄdigungs-
oder Genugtuungsgesuch zu investieren. Die Befragten erwÄhnten ausserdem, dass die Ge-
nugtuungen und EntschÄdigungen oftmals geringer ausfallen, als dies erwartet wird. Das Ri-
siko, dass die Klientin darÇber enttÄuscht ist und sich nicht ernst genommen fÇhlt, ist hoch. 
Auch wenn die Berater/innen sich bemÇhen, diesbezÇglich transparent zu sein, ist es wahr-
scheinlich, dass bei der Klientin mit der Einreichung des Gesuchs Erwartungen geweckt wer-
den. FÇr die beratende Person kann es sehr unangenehm sein, wenn diese Erwartungen 
dann nicht erfÇllt werden. Dies kÅnnen weitere GrÇnde dafÇr sein, weshalb Gesuche um ei-
ne EntschÄdigung oder Genugtuung bei Opfern hÄuslicher Gewalt oftmals erst gar nicht ge-
stellt werden.
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5.2.3 Zugang vorhanden, aber Opfer wollen Leistungen nicht
Andere PrioritÄten
Ein oft genannter Grund weshalb finanzielle Leistungen in Form einer Genugtuung oder Ent-
schÄdigung nur sehr selten beantragt werden, ist die Tatsache, dass diese Leistungen fÇr vie-
le Frauen keine PrioritÄt besitzen. Wenn die Frauen in die Opferberatung kommen, befinden 
sie sich meistens in einer Krisensituation. Demnach sind Hilfestellungen gefragt, welche eine 
Verbesserung ihrer unmittelbaren Situation zur Folge haben. Die Frauen befinden sich in ei-
ner akuten Notlage und sind auf ganz praktische Dinge, wie eine kurzfristige Unterbringung, 
Geld fÇr Nahrungsmittel und eine erste medizinische Versorgung angewiesen. Diese Leistun-
gen kÅnnen in Form der Soforthilfe relativ unkompliziert erbracht werden und sind sehr ef-
fektiv. LÄngerfristige Ziele treten in dieser Phase in den Hintergrund. Da zu diesem Zeitpunkt 
sehr viele Dinge entschieden und organisiert werden mÇssen, haben die Frauen weder die 
Zeit noch die Energie, sich Gedanken zu machen, ob sie irgendwann einmal fÇr den erlitte-
nen Schaden entschÄdigt werden oder ein Schmerzensgeld kriegen wollen. Der Ausgleich der 
Straftat ist zu diesem Zeitpunkt nicht von Interesse und wird wenn Çberhaupt, erst viel spÄ-
ter zum Thema. Die Behebung der Notlage und die damit einhergehende Stabilisierung sind 
zentral, wie auch folgende Aussage einer Interviewten zeigt: 
„Aus meiner Erfahrung ist das fÇr die Frauen wirklich nicht vordergrÇndig. Manchmal geht es 
schlicht und einfach ums nackte âberleben. Wie kann ich Çbers Wochenende meine Kinder 
mit Essen versorgen, wo kann ich schlafen und habe ein Dach Çber dem Kopf.“
In Bezug auf den Zeitfaktor wurde von den Befragten noch ein weiterer Aspekt genannt. Sie 
gehen davon aus, dass die Beantragung einer Genugtuung oder EntschÄdigung auch damit 
zusammenhÄngt, wie weit die Frau im Verarbeitungsprozess fortgeschritten ist. Ist sie in der 
Verarbeitung bereits weit fortgeschritten, kann es gut sein, dass sie dem TÄter gegenÇber 
Wut empfindet und das BedÇrfnis verspÇrt, eine Widergutmachung fÇr den erlittenen Scha-
den zu bekommen. Befindet sie sich dagegen mitten in einer Krise und hat den Verarbei-
tungsprozess wenn Çberhaupt, erst gerade begonnen, stehen wie bereits genannt wurde, 
andere BedÇrfnisse im Zentrum. Eine Befragte hat sich dazu wie folgt geÄussert:
„Obwohl wir ja auch Frauen haben, die genau wissen, was sie wollen und auch finanzielle 
Leistungen klar fÇr sich beanspruchen. Diese sind dann aber zumeist an einem anderen 
Punkt im Verarbeitungsprozess und wollen mÅglicherweise, dass ihr Partner fÇr seine Taten 
bÇsst.“
Ein weiterer wichtiger Faktor spielt in diesem Zusammenhang das SelbstwertgefÇhl der Frau. 
Bei einem hohen SelbstwertgefÇhl ist die Chance grÅsser, dass die Frau eine EntschÄdigung 
oder Genugtuung fÇr sich beansprucht. Eine erfolgte Verarbeitung der Gewalterlebnisse er-
hÅht bei vielen Opfern das SelbstwertgefÇhl, da SchuldgefÇhle und das GefÇhl, versagt zu 
haben, von sich gewiesen werden kÅnnen. Der Zeitfaktor spielt also auch in diesem Zusam-
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menhang eine Rolle. Problematisch dabei ist, dass die Frauen nach der âberwindung der Kri-
sensituation die Opferberatung oftmals abbrechen. Da sich ihre Situation stabilisiert hat, 
sind sie auch nicht mehr auf die UnterstÇtzung der Opferberatungsstellen angewiesen. Dem-
zufolge stehen die Opfer zu dem Zeitpunkt, wenn die Beantragung einer Genugtuung oder 
EntschÄdigung zum Thema werden kÅnnte, mit den Beratungsstellen zumeist nicht mehr in 
Kontakt. 
Distanz schaffen
Ein weiterer Grund, welcher viele Frauen davon abhÄlt eine Genugtuung oder EntschÄdigung 
zu beantragen, ist das BedÇrfnis, sich vom Geschehenen und vom TÄter zu distanzieren. 
WÇrden die Opfer eine Genugtuung oder EntschÄdigung beantragen, mÇssten sie sich erneut 
mit den Gewalterlebnissen auseinandersetzen. Die Frauen wollen das aber nicht. Sie wollen 
mit der ganzen Sache nichts mehr zu tun haben und keine Gedanken mehr daran ver-
schwenden. Bestenfalls wollen sie das Geschehene einfach vergessen. Die Frauen sind ein-
fach froh, wenn die Gewalt ein Ende hat und sie endlich einmal ihre Ruhe haben. Schliesslich 
ist der Weg bis zur Trennung fÇr viele Frauen sehr lang und anstrengend und in manchen FÄl-
len von mehreren Frauenhausaufenthalten und abgebrochenen Opferberatungen geprÄgt. 
Wenn die Frau die Trennung dann endlich vollzogen hat, will sie einfach nur noch in Ruhe ge-
lassen werden, wie folgende Aussage einer Befragten zeigt:
„Und wenn dann mal Ruhe eingekehrt ist, wollen sie keine Gedanken mehr an das Erlebte 
verschwenden und sich mÅglichst davon distanzieren. Die Frauen wollen dann mit der Ver-
gangenheit rasch abschliessen und verwenden keine Gedanken aufs Geld. Sie sind einfach 
froh darum, dass Ruhe eingekehrt ist und sie versuchen kÅnnen, wieder ein bisschen zu le-
ben.“
Ein wichtiger Faktor spielt in diesem Zusammenhang auch die Angst vor dem TÄter und er-
neuten âbergriffen. Gerade wenn der TÄter vermÅgend ist, kÅnnte es sein, dass die Opferhil-
fe finanzielle Leistungen beim TÄter spÄter einfordert. In gewissen FÄllen kann die Frau dies 
zwar verhindern, indem sie beantragt, dass der TÄter nicht involviert wird. Da dies aber nur 
unter bestimmten Voraussetzungen mÅglich ist, bleibt die Unsicherheit fÇr die Frau beste-
hen. Eine EntschÄdigung oder Genugtuung wird in solchen Situationen nur schon deshalb 
nicht beantragt, weil die Betroffene den TÄter nicht zusÄtzlich provozieren will. 
5.3 Massnahmen zur Verbesserung des Zugangs
5.3.1 Enttabuisierung
Um den Zugang zu finanziellen Leistungen der Opferhilfe sichern zu kÅnnen, sind auf gesell-
schaftlicher Ebene Interventionen notwendig. Zuerst muss sichergestellt werden, dass Opfer 
hÄuslicher Gewalt Çber die Kenntnis verfÇgen, dass ihnen aufgrund ihrer Opfereigenschaft 
bestimmte Rechte zukommen. Auch die Information, dass es Opferberatungsstellen gibt, 
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welche sie bei der Wahrnehmung ihrer Rechte unterstÇtzen, sollte bei den Opfern vorhan-
den sein. Dies zeigt die folgende Öusserung einer Interviewten:
„Allerdings fÄngt es sowieso schon viel frÇher an und zwar damit, ob man an die Opfer ran 
kommt oder nicht. Opfer mÇssen erst soweit kommen, dass sie sich Hilfe holen. Sie mÇssen 
zuerst Çberhaupt mal wissen, dass es ein Opferhilfegesetz gibt und dass sie Anspruch auf 
Leistungen haben.“
Um dies zu erreichen, muss das Thema hÄusliche Gewalt enttabuisiert werden. In der BevÅl-
kerung soll ein Bewusstsein fÇr die Problematik und die damit verbundenen Auswirkungen 
fÇr die Betroffenen geschaffen werden. Eine Enttabuisierung kann nur mit Hilfe gezielter In-
formation erreicht werden. Das Thema muss angesprochen und Åffentlich diskutiert werden. 
Verschiedene Medien sollen zur AufklÄrung mit dem Ziel eingesetzt werden, die BevÅlkerung 
fÇr die Thematik zu sensibilisieren. Aus einer Enttabuisierung der hÄuslichen Gewalt erhof-
fen sich die Befragten, dass Betroffene einerseits Çber das Beratungsangebot Bescheid wis-
sen und andererseits vermehrt den Mut fassen, das Angebot zu nutzen und etwas an ihrer 
Situation zu Ändern. Es muss ein Bewusstsein aufgebaut werden, dass hÄusliche Gewalt nicht 
akzeptabel ist und die Opfer die Gewalt nicht einfach so hinnehmen mÇssen. Dazu muss 
auch bezÇglich Geschlechterrollen aufdeckend gearbeitet werden. Vorhandene Vorstellun-
gen Çber Geschlecht und damit verbundene Erwartungen, welche sich in der Beziehung fÇr 
eine Partei nachteilig auswirken, sollen angesprochen und kritisch hinterfragt werden. 
Gleichzeitig muss darauf hingewiesen werden, dass hÄusliche Gewalt ein sehr verbreitetes 
PhÄnomen ist und vor keiner sozialen Schicht halt macht. SchamgefÇhlen und dem GefÇhl, 
versagt zu haben, kÅnnte mit geeigneter Information entgegengewirkt werden. Eine Befrag-
te hat sich dazu treffend geÄussert:
„Aber wie gesagt, fÄngt es viel weiter vorne an. Man mÇsste die Enttabuisierung in den Vor-
dergrund stellen. Gerade auch Frauen aus anderen Kulturkreisen oder Frauen aus „0815 Fa-
milien“, nach Aussen vielleicht eine Vorzeigefamilie und hinter der TÇr „chlÅpfts“, sollte man 
motivieren und ihnen aufzuzeigen, dass sie sich das nicht gefallen lassen mÇssen.“
Wenn die Problematik der hÄuslichen Gewalt in der Gesellschaft anerkannt wird, fÄllt es 
auch den Opfern leichter, sich zu outen, weil sie damit rechnen kÅnnen, verstanden zu wer-
den. Heute stossen Betroffene oftmals an Grenzen. Ihnen wird nicht geglaubt oder die Ge-
walt wird herunter gespielt und verharmlost. Durch die Enttabuisierung in Form von Infor-
mation kÅnnte dem entgegengewirkt werden. 
In diesem Zusammenhang ist auch die Zusammenarbeit mit involvierten Stellen wichtig. Be-
reits heute bestehen bei gewissen Stellen, wie beispielsweise der Polizei, Konzepte, wie bei 
Verdacht auf hÄusliche Gewalt reagiert werden soll. Solche Konzepte wÄren auch in anderen 
Bereichen, wie dem Gesundheits- oder Sozialwesen, wÇnschenswert. Die involvierten Stellen 
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mÇssen nicht nur auf die Thematik sensibilisiert sein, sondern auch wissen, wie sie hÄusliche 
Gewalt erkennen und das Thema im Verdachtsfall ansprechen kÅnnen. Ausserdem sollten 
sie darÇber Auskunft geben kÅnnen, welche Hilfsangebote es fÇr Opfer hÄuslicher Gewalt 
gibt und wohin sich Betroffene bei Bedarf wenden kÅnnen. Durch die erhÅhte Aufmerksam-
keit in der BevÅlkerung kÅnnte hÄusliche Gewalt vermehrt aufgedeckt und angesprochen 
werden. Das kÅnnte sich auch positiv auf die Dokumentation auswirken, da Spuren der Ge-
walt systematischer erfasst wÇrden. 
5.3.2 Wechsel der Sichtweise
BeeintrÄchtigungen der IntegritÄt mÇssen nachgewiesen und in einen kausalen Zusammen-
hang zur Straftat gestellt werden. Insbesondere bei psychischen BeeintrÄchtigungen ergeben 
sich dabei in Bezug auf EntschÄdigungs- und Genugtuungsleistungen Probleme, weil der 
Nachweis nicht genÇgend erbracht werden kann. GemÄss den Befragten muss deshalb ein 
Wechsel der Sichtweise stattfinden. Nicht die TÄterperspektive soll fÇr die Beurteilung der 
BeeintrÄchtigung massgebend sein, sondern jene des Opfers. Dazu Äussert sich eine Inter-
viewte folgendermassen:
„Es sollte nicht nur die TÄtersicht ausschlaggebend sein, sondern vermehrt auch die Opfer-
sicht einbezogen werden. Das Strafgesetzbuch ist klar auf die TÄter ausgelegt und tÄter-
freundlich. Deshalb sollte geschaut werden, wie das Ganze auch opferfreundlicher werden 
kÅnnte, vor allem auch im Rahmen der hÄuslichen Gewalt.“
So sollte die Frage, ob jemand eine Genugtuung oder EntschÄdigung bekommt, nicht von 
den in einem Strafverfahren erhobenen Beweisen und Indizien abhÄngig gemacht werden. 
Das Strafverfahren ist, wie es die Aussage der Befragten zeigt, auf den TÄter ausgelegt und 
tÄterfreundlich konzipiert. Den BedÇrfnissen des Opfers wird darin kaum Rechnung getra-
gen, weshalb das Strafverfahren auch in Bezug auf eine Genugtuung oder EntschÄdigung 
keinen hohen Stellenwert haben sollte.
Eine MÅglichkeit, die Sichtweise zu wechseln und die Stellung von Opfern hÄuslicher Gewalt 
zu stÄrken, sehen die Befragten in der Erstellung eines Kriterienkatalogs fÇr Opfer hÄuslicher 
Gewalt. Anhand von gezielten Fragen, kÅnnte so zu Beginn des Beratungsprozesses versucht 
werden, die BeeintrÄchtigung der Betroffenen einzuschÄtzen. Die Fragen mÇssten so gestellt 
werden, dass das PhÄnomen der hÄuslichen Gewalt und dessen Auswirkungen auf die Be-
troffenen mÅglichst gut erfasst werden kÅnnten. Eine gewisse SubjektivitÄt bei der EinschÄt-
zung der Gewalt durch das Opfer muss dabei in Kauf genommen werden, wenn die Opfer-
perspektive mehr gewichtet werden soll. Mit dem Kriterienkatalog wÇrde ein Beurteilungs-
instrument geschaffen, welches einerseits der komplexen Situation von Opfern hÄuslicher 
Gewalt gerecht wÇrde und andererseits eine gewisse Vereinheitlichung schafft, weil der Ka-
talog auf alle Opfer gleich angewandt wÇrde. FÇr die Beurteilung, ob eine Genugtuung oder 
EntschÄdigung genehmigt wird, wÄren dann die Ergebnisse aus dem Kriterienkatalog ent-
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scheidend. Die Bedeutung des Strafverfahrens wÇrde dadurch gemindert und somit die 
Chance auf eine Genugtuung oder EntschÄdigung fÇr Opfer hÄuslicher Gewalt erhÅht. 
5.3.3 Klientinnen erneut kontaktieren
In der Opferberatung gÄbe es verschiedene MÅglichkeiten, wie Opfer hÄuslicher Gewalt in 
Bezug auf die Beantragung einer EntschÄdigung oder Genugtuung vermehrt unterstÇtzt 
werden kÅnnten. Da sich die betroffenen Frauen, wenn sie in die Opferberatung kommen,
zumeist mitten in einer Krise befinden und mit anderen Themen beschÄftigt sind, wÄre es 
sinnvoll, diese zu einem spÄteren Zeitpunkt erneut zu kontaktieren. Wenn sich die Lage der 
Betroffenen wieder stabilisiert hat, sind sie wahrscheinlich auch eher dazu bereit, sich mit 
dem Thema Genugtuung und EntschÄdigung auseinanderzusetzten und eine Çberlegte Ent-
scheidung zu treffen. Zu diesem Zeitpunkt kann wahrscheinlich auch besser abgeschÄtzt 
werden, wie schwer die Betroffenen in ihrer IntegritÄt beeintrÄchtigt wurden und ob sie ei-
nen bleibenden oder lÄngerfristigen Schaden daraus tragen. Das Problem dabei ist, dass die 
betroffenen Frauen, wenn sie erst stabil sind, meistens nicht mehr in die Opferberatung 
kommen. Der/die Opferberater/in sollte also noch wÄhrend der Akutphase die Frauen da-
rauf ansprechen, ob sie zu einem spÄteren Zeitpunkt erneut kontaktiert werden wollen. Das 
ist auch insofern sinnvoll, als der/die Opferberater/in dadurch seine/ihre zeitlichen Ressour-
cen schonen kann. Nichtsdestotrotz mÇsste in diesem Zusammenhang innerhalb der Bera-
tungsstelle besprochen werden, wie diese zusÄtzliche Arbeit geleistet werden kann. Schliess-
lich mÇssen fÇr eine erneute Kontaktierung auch die zeitlichen Ressourcen zur VerfÇgung 
gestellt werden, damit diese Çberhaupt realisiert werden kann. Dass sich der zusÄtzlich Auf-
wand lohnt, dieser aber auch mit einem erhÅhten Bedarf an zeitlichen Ressourcen verbun-
den ist, zeigt die Aussage einer Befragten:
„Meistens ist die Opferberatung vor allem an Anfang in der Akutfasse sehr aktiv. Es kÅnnte 
aber auch sinnvoll sein, vielleicht ein Jahr nach dieser aktiven Phase nochmals mit der Klien-
tin in Kontakt zu treten, um zu sehen, wo sie steht und auch nachzufragen, wie es jetzt in Be-
zug auf eine Genugtuung oder EntschÄdigung aussieht. Es gibt auch andere Beratungsstellen, 
die in diesem Bereich aktiver sind und so auch Åfters eine Genugtuung oder EntschÄdigung 
geltend machen kÅnnen. Das ist immer auch eine Frage der zeitlichen Ressourcen.“
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6. Diskussion der Ergebnisse
In diesem Kapitel werden die Ergebnisse aus der Forschung anhand der theoretischen Aus-
fÇhrungen aus dem Kapitel 2 und 3 diskutiert und interpretiert. Durch die unterschiedliche 
Gewichtung der Ergebnisse findet eine neue Kategorisierung statt, wobei wichtige Erkennt-
nisse abgeleitet werden. 
6.1 Schwierigkeiten bei der Inanspruchnahme einer Genugtuung oder Ent-
schÄdigung
Die Ergebnisse aus der Forschung haben gezeigt, dass sich Schwierigkeiten, wenn der Zugang 
zur Opferhilfe gegeben ist, ausschliesslich in Bezug auf die Beanspruchung von EntschÄdi-
gungs- und Genugtuungsleistungen ergeben. Daher Çberrascht auch die Aussage von Andrea 
Heri Black (Interview vom 12. April 2011) nicht, welche besagt, dass Gesuche um eine Ent-
schÄdigung oder Genugtuung von Opfern hÄuslicher Gewalt nur hÅchst selten eingereicht 
werden. Die Zahlen aus der Opferhilfestatistik (vgl. Kapitel 2.3) lassen ebenfalls vermuten, 
dass der Zugang zu EntschÄdigungs- und Genugtuungsleistungen fÇr Opfer hÄuslicher Gewalt 
erschwert ist. So wird aus den Zahlen ersichtlich, dass Frauen im Gegensatz zu MÄnnern ver-
hÄltnismÄssig seltener eine Genugtuung oder EntschÄdigung zugesprochen bekommen. 
Wenn man bedenkt, dass vor allem Frauen von hÄuslicher Gewalt betroffen sind, und diese 
einen grossen Teil der Klientel der Opferberatungsstellen ausmachen, ist dies erstaunlich. 
Dass sich bei der Inanspruchnahme von Soforthilfe und den KostenbeitrÄgen fÇr die lÄnger-
fristige Hilfe Dritter kaum Schwierigkeiten ergeben, wird nicht nur aus der Forschung, son-
dern auch aus der Theorie ersichtlich (vgl. Kapitel 3.1 und 3.3). So muss gemÄss Gomm und 
Zehntner (2009) bei der Interpretation des OHG der Grundsatz der Wirksamkeit beachtet 
werden. Dieser besagt, dass die Leistungen der Opferhilfe keinen zu hohen Anforderungen 
unterstellt sein dÇrfen, da diese sonst nicht genutzt werden kÅnnen und somit ihre Wirkung 
verlieren (S.9). Die Resultate aus der Forschung bestÄtigen, dass dieser Grundsatz insbeson-
dere bei der Soforthilfe in der Praxis gut umgesetzt wird. Gomm und Zehnter (2009) begrÇn-
den die konsequente Umsetzung des Grundsatzes bei der Soforthilfe damit, dass die Dring-
lichkeit der Erbringung dieser Leistungen gross ist, weshalb die Soforthilfe ohne hohe An-
sprÇche an den Nachweis der Opfereigenschaft erbracht wird (S. 112). 
Die MÅglichkeit, dass Opfer hÄuslicher Gewalt auch einfach deshalb nicht Åfter eine Genug-
tuung oder EntschÄdigung beantragen, weil sie die Anspruchsvoraussetzungen nicht erfÇllen, 
wurde in der Forschung nicht thematisiert, da dieser Umstand auch nicht als Schwierigkeit 
bei der Inanspruchnahme bezeichnet werden kann. Insbesondere bei der EntschÄdigung 
kÅnnte das gemÄss der Theorie (vgl. Kapitel 2.2.2) aber der Fall sein und zumindest teilweise 
die Tatsache erklÄren, dass Opfer hÄuslicher Gewalt fast nie eine EntschÄdigung beantragen. 
Dieser Aspekt soll deshalb zur Abrundung des Themas kurz umrissen werden. So wird eine 
EntschÄdigung beispielsweise dann gesprochen, wenn die Person durch die Straftat zeitwei-
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se ganz oder teilweise arbeitsunfÄhig wird und dadurch wirtschaftliche Einbussen erlebt (vgl. 
Kapitel 2.2.2). Ist die betroffene Frau jedoch nicht erwerbstÄtig, kommt es auch nicht zu di-
rekten wirtschaftlichen Einbussen und die EntschÄdigung ist kein Thema. GemÄss Art. 19 
Abs. 4 OHG werden Haushaltsschaden und Betreuungsschaden nur berÇcksichtigt, wenn sie 
zu zusÄtzlichen Kosten oder zur Reduktion der ErwerbstÄtigkeit fÇhren. Ist das bei einer von 
Gewalt betroffenen Frau nicht der Fall, hat sie auch keinen Anspruch auf eine EntschÄdigung. 
Bei der Genugtuung lassen sich die niederen Gesuchszahlen jedoch kaum Çber die Nicht-
ErfÇllung der Anspruchsvoraussetzungen begrÇnden. GemÄss Art. 22 Abs. 1 OHG hat das Op-
fer Anspruch auf eine Genugtuung, wenn die Schwere der BeeintrÄchtigung es rechtfertigt. 
Bedenkt man, welche massiven gesundheitlichen und sozialen Folgen hÄusliche Gewalt fÇr 
das Opfer haben kann (vgl. Kapitel 2.1.2), Çberrascht es, dass diese nicht Åfter eine Genug-
tuung zugesprochen bekommen.
6.2 ErklÄrungen fÅr die Schwierigkeiten und Massnahmen zur Verbesserung
Aus der Forschung haben sich verschiedenen ErklÄrungen fÇr die Schwierigkeiten bei der In-
anspruchnahme von Genugtuungs- und EntschÄdigungsleistungen fÇr Opfer hÄuslicher Ge-
walt ergeben. Diese lassen sich auf zwei ErklÄrungsansÄtze herunter brechen, wobei einer-
seits der Zeitaspekt und andererseits die Merkmale und Eigenheiten der hÄuslichen Gewalt 
im Zusammenhang mit der Nachweisbarkeit der Opfereigenschaft von Bedeutung sind. Diese 
beiden ErklÄrungsansÄtze werden in den folgenden Abschnitten genauer erlÄutert und an-
hand der Theorie diskutiert. Anschliessend wird ein dritter ErklÄrungsansatz eingefÇhrt, wel-
cher von der Tabuisierung hÄuslicher Gewalt handelt. Mit Hilfe von diesem Ansatz wird er-
klÄrt, weshalb ein Teil der Opfer hÄuslicher Gewalt erst gar keinen Zugang zur Opferhilfe ha-
ben. Die in den Ergebnissen der Forschung genannten Massnahmen zur Verbesserung des 
Zugangs zur finanziellen Opferhilfe werden im Text ebenfalls diskutiert und runden die je-
weiligen ErlÄuterungen zu den verschiedenen ErklÄrungsansÄtzen ab. 
6.2.1 Der Zeitaspekt
Aus den Ergebnissen der Forschung wurde ersichtlich, dass finanzielle Leistungen in Form ei-
ner Genugtuung oder EntschÄdigung fÇr die gewaltbetroffenen Frauen keine PrioritÄt besit-
zen. Wenn die Frauen in die Opferberatung kommen, befinden sie sich zumeist in einer aku-
ten Notlage und mÇssen sehen, dass ihre dringendsten BedÇrfnisse befriedigt werden. So-
wohl die Ergebnisse aus der Forschung als auch die AusfÇhrungen in der Theorie (vgl. Kapitel 
2.1.5) weisen darauf hin, dass sich die Opfer zu diesem Zeitpunkt vielfach in einer Krise be-
finden. GemÄss Sauvant & Schnyder (2000) muss bei der Krisenintervention der Fokus auf 
die akute Problemlage gelegt und kurzfristig erreichbare Ziele gesetzt werden, um eine Sta-
bilisierung zu erreichen. LÄngerfristige Ziele treten in dieser Phase in den Hintergrund (S. 86). 
Betrachtet man die Resultate aus der Forschung, bestÄtigt sich dieser Grundsatz. Die Befrag-
ten weisen mehrfach darauf hin, dass die Frauen, wenn sie in die Beratung kommen, nicht 
an Genugtuungs- oder EntschÄdigungsleistungen interessiert sind und andere Dinge fÇr sie 
PrioritÄt haben. Wenn man die zeitliche Abfolge der Hilfeleistungen der finanziellen Opferhil-
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fe bedenkt (vgl. Kapitel 2.2.2), erstaunt dies nicht weiter. Eine Genugtuung oder EntschÄdi-
gung wird erst dann zum Thema, wenn sich der Gesundheitszustand des Opfers stabilisiert 
hat. Befindet sich das Opfer noch mitten in der Krise sind vor allem Leistungen in Form der 
Soforthilfe gefragt, welche relativ einfach und unkompliziert erhÄltlich, aber dennoch sehr 
wirkungsvoll sind (vgl. Kapitel 2.2.2). Ist die Krise Çberwunden und befindet sich das Opfer 
auf dem Weg zur Stabilisierung, sind vermehrt Leistungen in Form der lÄngerfristigen Hilfe 
Dritter gefragt, wie die Abbildung von Weishaupt (2008) zeigt (S. 15). Konkret bedeutet das, 
dass wenn eine Genugtuung oder EntschÄdigung zeitlich gesehen thematisiert werden mÇss-
te, die Opfer oftmals gar nicht mehr in Verbindung mit der Opferberatungsstelle stehen. 
Damit bleibt den Betroffenen der Zugang zur finanziellen Opferhilfe in Form einer EntschÄdi-
gung oder Genugtuung verwehrt.
Nach âberwindung der Krise muss das Opfer oftmals die Entscheidung treffen, ob es die Be-
ziehung zum TÄter weiter fÇhrt oder sich von ihm trennt. Im Falle der Trennung hat die For-
schung ergeben, dass das Opfer danach vor allem das BedÇrfnis verspÇrt, Distanz zwischen 
sich, dem TÄter und den Gewalterlebnissen zu schaffen. Auch dies lÄsst sich durch den Zeit-
aspekt erklÄren, da sich das Opfer zwar nicht mehr in der Krise, aber erst auf dem Weg zur 
Stabilisierung befindet (vgl. Kapitel 2.2.2). In dieser Phase sind vor allem Leistungen in Form 
der lÄngerfristigen Hilfe Dritter (z.B Psychotherapie) von Bedeutung. Genugtuungs- und Ent-
schÄdigungsleistungen besitzen fÇr das Opfer auch zu diesem Zeitpunkt keine PrioritÄt. Dazu 
kommt noch die Angst des Opfers vor erneuten âbergriffen von Seiten des TÄters. Dass die-
se Angst begrÇndet ist, bestÄtigen die AusfÇhrungen in der Theorie zur Trennungsgewalt 
(vgl. Kapitel 2.1.4). Dort wird genannt, dass die Gewalt auch nach einer erfolgten Trennung 
beispielsweise in Form von Stalking weiter gehen kann. Die Forschung hat ergeben, dass das 
Opfer den TÄter nicht noch zusÄtzlich durch die Beantragung einer Genugtuung oder Ent-
schÄdigung provozieren will. Das Opfer ist demnach auch in dieser Phase noch nicht bereit 
dazu, eine Genugtuung oder EntschÄdigung einzufordern.
Aus der Forschung hat sich zudem ergeben, dass die Beratungsperson bis zu einem gewissen 
Grad beeinflussen kann, welche Leistungen vom Opfer genutzt und welche Leistungen vom 
Opfer nicht genutzt werden. Es wurde auch ersichtlich, dass die zeitlichen Ressourcen der 
Beratungsperson in diesem Zusammenhang eine Rolle spielen kÅnnen. Insbesondere wenn 
diese knapp bemessen sind, kann das dazu fÇhren, dass von einem aufwendigen EntschÄdi-
gungs- oder Genugtuungsgesuch abgesehen wird. In den Theorieteilen wird dies nicht expli-
zit angesprochen. Es wird aber genannt, dass die Opferberater/innen die Pflicht haben, das 
Opfer Çber die MÅglichkeit der Beantragung einer Genugtuung und EntschÄdigung zu infor-
mieren und auf die Verwirkungsfrist von 5 Jahren aufmerksam zu machen (vgl. Kapitel 2.2.2). 
Dass die Beantragung einer Genugtuung oder EntschÄdigung auch fÇr die Berater/innen kei-
ne PrioritÄt besitzt und sie die knappen zeitlichen Ressourcen vermehrt auf andere Hilfeleis-
tungen verwenden, zeigt, dass auch fÇr diese der Zeitaspekt eine wichtige Rolle spielt. Die 
Berater/innen verwenden ihre Ressourcen, wie es bei einer Krisenintervention das Ziel ist, 
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auf konkrete, am Alltag orientierte Massnahmen, welche innerhalb kurzer Zeit eine Verbes-
serung der Situation des Opfers bewirken. LÄngerfristige Ziele, wie die Beantragung einer 
EntschÄdigung treten vorerst in den Hintergrund (vgl. Kapitel 2.1.5). Dies zeugt von der Pro-
fessionalitÄt der Berater/innen, da sie die Krise erkennen und entsprechend reagieren.
Die Ergebnisse aus der Forschung haben ergeben, dass eine mÅgliche Massnahme, um den 
Zugang zu finanziellen Leistungen in Form einer Genugtuung oder EntschÄdigung zu verbes-
sern darin besteht, die Opfer zu einem spÄteren Zeitpunkt erneut zu kontaktieren. Bereits 
wÄhrend der Beratungsphase kÅnnte das Opfer gefragt werden, ob es nach Beendigung der 
Beratung nochmals kontaktiert werden will oder nicht. So kÅnnten zugleich die zeitlichen 
Ressourcen der Beratungsperson geschont werden, da nicht alle Frauen kontaktiert werden 
mÇssten. Die Frauen wÇrden dadurch die Chance erhalten, zu einem Zeitpunkt, wenn ihre 
Gesundheit stabil ist und die Gewalterfahrungen bereits eine Weile zurÇck liegen, sich ernst-
haft mit der Frage auseinanderzusetzen, ob sie eine Genugtuung oder EntschÄdigung bean-
spruchen wollen. In Anbetracht der AusfÇhrungen rund um den Zeitaspekt erscheint diese 
Massnahme Äusserst sinnvoll und durchaus auch als in der Praxis umsetzbar. Einzig die zu-
sÄtzlichen zeitlichen Ressourcen, die die Umsetzung dieser Massnahme erfordert, mÇssen 
dabei bedacht und organisiert werden.
6.2.2 Nachweisbarkeit versus Merkmale und Eigenheiten hÄuslicher Gewalt
Aus der Forschung wurde ersichtlich, dass ein wichtiger Grund, weshalb Genugtuungs- und 
EntschÄdigungsleistungen nicht Åfter beansprucht werden darin liegt, dass Opfer hÄuslicher 
Gewalt die Anforderungen an den Nachweis der Opfereigenschaft, insbesondere bei einer 
BeeintrÄchtigung der psychischen IntegritÄt, nicht genÇgend erbringen kÅnnen. Die Theorie 
zeigt, dass die Anforderungen an den Nachweis der Opfereigenschaft bei Genugtuungs- und 
EntschÄdigungsleistungen sehr hoch angesetzt sind (vgl. Kapitel 3.3). Aus den Ergebnissen 
der Forschung wird jedoch ersichtlich, dass sich daraus eine Diskrepanz zwischen den Anfor-
derungen an den Nachweis der Opfereigenschaft und den Merkmalen und Eigenheiten hÄus-
licher Gewalt6 ergibt. HÄusliche Gewalt weist sich aufgrund ihrer Merkmale und Eigenheiten 
gerade dadurch aus, dass sie schwierig  nachzuweisen ist. Dass Opfer hÄuslicher Gewalt die 
hohen Anforderungen an den Nachweis der Opfereigenschaft erbringen kÅnnen, erscheint 
deshalb als geradezu illusorisch. Dieser Aspekt wird in den folgenden AbsÄtzen genauer er-
lÄutert und anhand von Beispielen aus der Forschung und der Theorie verdeutlicht. 
Die Forschung hat ergeben, dass bereits das Vorliegen einer Straftat bei Opfern hÄuslicher 
Gewalt manchmal schwierig nachzuweisen ist. Das unter anderem deshalb, weil sich die Ge-
walt im hÄuslichen Kontext und somit hinter verschlossenen TÇren abspielt. Die Wahrschein-
lichkeit, dass es Zeugen/Zeuginnen fÇr die Straftat gibt, wird dadurch bereits gesenkt. Dieser 
Aspekt wird auch durch die Theorie bestÄtigt, wobei hÄusliche Gewalt dadurch definiert
6 Mit Merkmalen und Eigenheiten hÄuslicher Gewalt sind alle im Kapitel 2.1 genannten Aspekte gemeint, mit 
welchen das PhÄnomen hÄusliche Gewalt umschrieben und erklÄrt wird
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wird, dass Personen innerhalb familiÄren Beziehungen Gewalt ausÇben oder androhen
(Schwander, 2003). Dass es zu den GewaltausÇbungen mehrheitlich zu Hause und somit im 
„Versteckten“ kommt, ist daher naheliegend. 
Des Weiteren wurde aus der Forschung ersichtlich, dass Opfer hÄuslicher Gewalt oftmals un-
ter Scham- und SchuldgefÇhlen leiden. Dies wird auch in der Theorie in Bezug auf die ErlÄu-
terungen zum Kreislauf der Gewalt bestÄtigt (vgl. Kapitel 2.1.3). In der Phase des Spannungs-
aufbaus wird beschrieben, dass die Frauen vielfach versuchen, dem Mann „alles recht“ zu 
machen, um erneute GewaltausbrÇche zu verhindern. Dies weist darauf hin, dass sie die 
GrÇnde fÇr die GewaltausbrÇche bei sich suchen, was in der Konsequenz dann auch bedeu-
tet, dass die Schuld bei ihnen liegt, wenn es dann doch zu einem Gewaltausbruch kommt. 
Die AusfÇhrungen zum Kreislauf der Gewalt haben zudem ergeben, dass die immer wieder-
kehrenden GewaltausbrÇche das Opfer zutiefst verwirren und dazu fÇhren, dass das Opfer 
nach und nach jegliches SelbstwertgefÇhl verliert. Dies kann bereits vorhandene Scham- und 
SchuldgefÇhle weiter verstÄrken, da sich das Opfer selbst negativ wahrnimmt. Auf das Vor-
liegen von SchamgefÇhlen wird in der Theorie bei den GrÇnden, die die Trennung erschwe-
ren hingewiesen (vgl. Kapitel 2.1.4). Die SchamgefÇhle sind dabei oftmals eng verbunden mit 
den SchuldgefÇhlen. Die Frauen schÄmen sich fÇr die Gewalt, fÇhlen sich aber gleichzeitig 
dafÇr verantwortlich, was die SchamgefÇhle verstÄrken kann. Entscheidend dabei ist, dass 
die vorhandenen Schuld- und SchamgefÇhle dazu fÇhren, dass das Opfer die Gewalt vor Aus-
senstehenden zu verheimlichen versucht. Wie die Ergebnisse aus der Forschung zeigen, kann 
dies den Nachweis der Opfereigenschaft erheblich erschweren, weil die Gewalt von Aussen-
stehenden (insbesondere von Fachpersonen) weder wahrgenommen noch dokumentiert 
wird. 
Die Forschung hat ergeben, dass hÄusliche Gewalt auch dann vorliegen kann, wenn keine 
Straftat nach StGB vorliegt. GemÄss Art. 1 Abs. 1 OHG ist das Vorliegen einer Straftat jedoch 
notwendig, um den Anspruch auf Leistungen der Opferhilfe zu begrÇnden. Die BeeintrÄchti-
gung muss den Empfehlungen der SVK-OHG (2010) zufolge zudem eine unmittelbare Folge 
der Straftat sein. Unmittelbar ist eine BeeintrÄchtigung dann, wenn der in Frage stehende 
Straftatbestand dem Zweck dient, die physische, psychische oder sexuelle IntegritÄt einer 
Person zu schÇtzen (S. 12). Bei der Beschimpfung ist die Unmittelbarkeit beispielsweise nicht 
gegeben, obwohl es sich dabei um einen Straftatbestand nach StGB handelt (vgl. Kapitel 
3.2.4). Dass hÄusliche Gewalt auch ohne Straftat oder ohne opferrechtlich relevante Straftat 
vorliegen kann, wird in der Theorie aus den AusfÇhrungen zu den Formen der Gewalt er-
sichtlich (vgl. Kapitel 2.1.2). Verhaltensweisen wie kontrollieren, abwerten, Angst machen, 
Kontakte einschrÄnken und Çberwachen, fÇr verrÇckt erklÄren, beschimpfen, Geld verwei-
gern oder wegnehmen, Ausgaben kontrollieren, sowie vor anderen demÇtigen und erniedri-
gen erfÇllen oftmals keinen, im Sinne des OHG relevanten Straftatbestand. Dennoch handelt 
es sich dabei um hÄusliche Gewalt und kann dementsprechend negative gesundheitliche und 
soziale Folgen fÇr das Opfer haben (vgl. Kapitel 2.1.2).
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Die Forschungsergebnisse haben gezeigt, dass die Einleitung eines Strafverfahrens Äusserst 
wichtig ist, wenn ein Opfer eine Genugtuung oder EntschÄdigung fÇr sich beanspruchen will.
So werden in einem Strafverfahren Indizien und Beweise ermittelt, welche auch fÇr den 
Nachweis der Opfereigenschaft bedeutend sind. Wird auf die Einleitung eines Verfahrens 
verzichtet, ist gemÄss den Empfehlungen der SVK-OHG (2010) die Wahrscheinlichkeit hoch, 
dass es fÇr die Erbringung des Nachweises der Opfereigenschaft an Beweismitteln fehlt 
(S.15). Die Forschung hat jedoch ergeben, dass viele Frauen nicht bereit sind, ihren Partner 
anzuzeigen. Gemeinsame Kinder oder das Vorhandensein einer emotionalen Bindung zum 
Partner werden als GrÇnde genannt. Im Theorieteil lassen sich noch weitere GrÇnde finden, 
welche in den Interviews zwar nicht erwÄhnt wurden, aber vermutlich dennoch dazu beitra-
gen, dass viele Frauen ihren Partner nicht anzeigen. Es handelt sich dabei in erster Linie um 
GrÇnde, welche eine Trennung vom Partner/von der Partnerin erschweren (vgl. Kapitel 
2.1.4). Es ist naheliegend, dass es ohne Trennung auch kaum zu einem Strafverfahren kommt 
oder das Strafverfahren eingestellt wird, weil das Opfer nicht bereit ist, auszusagen. Die 
GrÇnde, welche eine Trennung erschweren gelten demnach auch fÇrs Strafverfahren. In die-
sem Zusammenhang werden beispielsweise ExistenzÄngste, Angst vor Einsamkeit, Angst vor 
Trennungsgewalt, Schuld- und SchamgefÇhle, aber auch die negative Reaktion des Umfeldes 
genannt. Auch die Dynamik in Gewaltbeziehungen, welche durch den Kreislauf der Gewalt 
zum Ausdruck gebracht wird (vgl. Kapitel 2.1.3), erschwert die Trennung und verhindert so-
mit die Wahrscheinlichkeit der DurchfÇhrung eines Strafverfahrens. Die sogenannte 
Honeymoon-Phase fÇhrt dazu, dass das Opfer dem TÄter/der TÄterin immer wieder eine 
neue (letzte) Chance gibt. So kommt es wiederholt zu GewaltausbrÇchen, da sich die ver-
schiedenen Phasen des Kreislaufs immer wieder von vorne abspielen. Das Opfer wird da-
durch nicht nur geschwÄcht, sondern auch in seiner HandlungsfÄhigkeit eingeschrÄnkt. Das 
zeigt sich darin, dass das Opfer gemÄss Schmid (2010) seine ganze Energie darauf verwen-
det, erneute GewaltausbrÇche zu verhindern (S. 40). Daneben bleibt kaum mehr Zeit, sich 
ernsthaft mit der Einleitung eines Strafverfahrens und dessen Konsequenzen fÇr die Bezie-
hung auseinanderzusetzen. Die im Kreislauf der Gewalt beschriebene Dynamik ist somit ein 
weiterer Grund, welcher verhindert, dass das Opfer den TÄter/die TÄterin anzeigt. Falls es 
dennoch zu einem Strafverfahren kommt, ist das Risiko gross, dass dieses aufgrund man-
gelnder Beweise eingestellt wird. Dies zeigt, dass die Einleitung eines Strafverfahrens zwar 
wichtig ist, um die Anforderungen an den Nachweis der Opfereigenschaft zu erfÇllen, es aber 
falls es Çberhaupt zu einem Verfahren kommt, dennoch keine Garantie dafÇr gibt, dass im 
Verfahren auch wirklich genÇgend Beweise und Indizien ermittelt werden kÅnnen.
Die Forschung hat ergeben, dass eine Schwierigkeit darin besteht, dass die KausalitÄt zwi-
schen einer Straftat und einer psychischen BeeintrÄchtigung nur schwer nachzuweisen ist. 
Diese muss aber oftmals nachgewiesen werden kÅnnen, um den Anforderungen an den 
Nachweis der Opfereigenschaft fÇr eine Genugtuung oder EntschÄdigung zu genÇgen (vgl. 
Kapitel 3.2). Probleme bereitet dabei vor allem die Tatsache, dass sich hÄusliche Gewalt 
durch mehrfache, Çber einen lÄngeren Zeitraum verteilte âbergriffe auszeichnet. In diesem 
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Zusammenhang ist die KausalitÄt zwischen den âbergriffen und einer allfÄlligen BeeintrÄch-
tigung, wie beispielweise einer Depression, schwierig nachzuweisen. Die AusfÇhrungen zum 
Opferbegriff in der Theorie zeigen jedoch, dass genau das verlangt wird (vgl. Kapitel 3.2.3). 
So liegt gemÄss den Empfehlungen der SVK-OHG (2010) eine psychische BeeintrÄchtigung 
dann vor, wenn sich der kÅrperliche oder psychische Zustand einer Person infolge der Straf-
tat vorÇbergehend oder dauernd nachteilig verÄndert hat (S. 11). Dazu wird der Zustand vor 
und nach der Straftat verglichen. Die Ergebnisse der Forschung zeigen, dass dieser Vergleich 
aufgrund der oben genannten Eigenheiten der hÄuslichen Gewalt kaum mÅglich ist. 
In den Forschungsergebnissen wird der Wechsel der Sichtweise von der TÄteroptik hin zur 
Opferoptik als notwendige Massnahme bezeichnet, um den Zugang zu finanziellen Leistun-
gen in Form einer Genugtuung oder EntschÄdigung zu verbessern. Als Alternative zu den 
zumeist in einem Strafverfahren erhobenen Beweisen und Indizien wird ein Kriterienkatalog 
fÇr Opfer hÄuslicher Gewalt vorgeschlagen. Anhand von gezielten Fragen soll zu Beginn der 
Opferberatung festgestellt werden, inwiefern das Opfer die Opfereigenschaft erfÇllt. Der 
Problematik, dass Opfer hÄuslicher Gewalt die Anforderungen an den Nachweis der Opferei-
genschaft oftmals nicht genÇgend erbringen kÅnnen, soll damit vorgebeugt werden. Dass bei 
der Auslegung des OHG die Opferoptik massgebend sein soll, wird auch aus der Theorie er-
sichtlich (vgl. Kapitel 3.1). GemÄss Gomm und Zehnter (2009) ist das OHG Çberhaupt erst 
entstanden, weil man das Opfer in seiner Position gegenÇber dem TÄter/der TÄterin stÄrken 
wollte. Die Auslegung des OHG hat demnach immer nach dem Grundsatz der Opferbezogen-
heit zu erfolgen (S. 7-8). Dies zeigt, dass der in den Ergebnissen genannte Vorschlag in der 
Theorie eigentlich bereits vorhanden ist. Inwiefern der Grundsatz der Opferbezogenheit in 
der Praxis umgesetzt wird, ist dabei fraglich, vor allem wenn man bedenkt, welch hoher Stel-
lenwert die Einleitung eines Strafverfahrens in Bezug auf die Nachweisbarkeit der Opferei-
genschaft hat. Die Erstellung eines Kriterienkatalogs erscheint deshalb als eine brauchbare 
Idee, um die Schwierigkeiten bei der Erbringung des Nachweises zumindest teilweise zu be-
heben. Schliesslich muss dem Grundsatz der Wirksamkeit, wie er von Gomm und Zehntner 
(2009) genannt wird, Rechnung getragen werden. Das Gesetz muss demnach so interpretiert 
werden, dass es wirkungsvoll umgesetzt werden kann und die Betroffenen die verschiede-
nen Leistungen nutzen kÅnnen. KÅnnen die Opfer eine bestimmte Leistung nicht nutzen, 
weil die Anforderungen an den Nachweis zu hoch sind, fÄllt die Wirkung weg (S. 9). 
6.2.3 Tabuisierung hÄuslicher Gewalt
Aus den Forschungsergebnissen wurde ersichtlich, dass ein Teil der Opfer hÄuslicher Gewalt 
Çber keinen Zugang zur Opferhilfe verfÇgen. Als GrÇnde werden die fehlende Information, 
vorhandene Scham- und SchuldgefÇhle und keine Kraft genannt. Die fehlende Information 
wird dadurch begrÇndet, dass es sich bei der Thematik hÄusliche Gewalt um ein gesellschaft-
liches Tabuthema handelt und es deshalb kaum thematisiert wird. Das hat zur Folge, dass 
auch Fachpersonen, die in ihrem Beruf mit Opfern hÄuslicher Gewalt in Kontakt kommen, 
manchmal kaum auf die Thematik sensibilisiert sind und so die Verbreitung der Information 
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erschweren. Hinweise auf eine Tabuisierung des Themas ergeben sich auch aus der Theorie 
(vgl. Kapitel 2.1.4). GemÄss Schmid (2010) machen Opfer hÄuslicher Gewalt immer wieder 
die Erfahrung, dass die Gewalt von ihrem sozialen Umfeld sowie von Fachpersonen nicht 
wahrgenommen oder verharmlost wird. Dies hat oftmals zur Folge, dass sich die Betroffenen 
weiter in sich zurÇckziehen und Versuche, Hilfe von Aussen zu holen, unterlassen (S. 41). 
Dies zeigt, dass die Verbreitung der Information Çber das Beratungsangebot durch die Tabui-
sierung der Thematik massgeblich erschwert wird. 
Die Tatsache, dass ein Teil der Opfer aufgrund von Scham- und SchuldgefÇhlen auf die Kon-
taktierung einer Opferberatungsstelle verzichtet, kann zum Teil ebenfalls mit der Tabuisie-
rung hÄuslicher Gewalt erklÄrt werden. GemÄss Schmid (2010) versuchen viele Frauen, die 
Gewalt vor Aussenstehenden zu verheimlichen und das Bild einer glÇcklichen Familie auf-
recht zu erhalten. Sie schÄmen sich fÇr die Gewalt und wollen nicht, dass jemand davon er-
fÄhrt (S. 41-42). Dies weist darauf hin, dass die Betroffenen mit negativen Konsequenzen 
rechnen, falls Aussenstehende von der Gewalt erfahren. Die Tabuisierung hÄuslicher Gewalt 
in der Gesellschaft hat somit auch Auswirkungen auf das Verhalten der Betroffenen und 
fÇhrt dazu, dass diese in der Gewaltbeziehung ausharren. Gleichzeitig zeigt die Theorie, dass 
der Verbleib in einer Gewaltbeziehung fÇr das Opfer oftmals mit negativen gesundheitlichen 
und sozialen Folgen verbunden ist (vgl. Kapitel 2.1.2). Von psychischen und psychosomati-
schen Beschwerden wird dabei hÄufiger berichtet, als von kÅrperlichen Verletzungen. Die 
sozialen Folgen zeigen sich beispielsweise im Abbruch von sozialen Beziehungen und der 
damit verbundenen Isolation des Opfers. Bleibt jegliche Hilfe aus, wird das Opfer immer 
mehr geschwÄcht, wie es die AusfÇhrungen zum Kreislauf der Gewalt deutlich machen (vgl. 
Kapitel 2.1.3). Damit kann auch erklÄrt werden, wieso gewissen Opfern hÄuslicher Gewalt 
schlicht und einfach die Kraft fehlt, sich Zugang zur Opferhilfe zu verschaffen. MÅglicherwei-
se befinden sich die Betroffenen schon seit langer Zeit in der Gewaltbeziehung und haben 
mit verschiedenen Folgekrankheiten wie beispielsweise einer SchlafstÅrung, einer posttrau-
matischen BelastungsstÅrung oder chronischer Anspannung und Angst zu kÄmpfen. In der 
Theorie ebenfalls genannt werden gesundheitsgefÄhrdende âberlebensstrategien wie 
ÇbermÄssiger Alkoholkonsum, welcher die Opfer die Gewaltsituation zwar aushalten lÄsst, 
sie aber gleichzeitig weiter schwÄcht (vgl. Kapitel 2.1.2). Die Tatsache, dass ein Teil der Opfer 
keine Kraft hat, um sich Zugang zur Opferhilfe zu verschaffen, kann somit zumindest teilwei-
se durch das Ausharren in der Gewaltbeziehung erklÄrt werden, welches wiederum durch 
die Tabuisierung der hÄuslichen Gewalt gefÅrdert wird. 
In den Forschungsergebnissen wird die Enttabuisierung der hÄuslichen Gewalt als eine mÅg-
liche Massnahme zur Verbesserung des Zugangs zur Opferhilfe fÇr Opfer hÄuslicher Gewalt 
genannt. In der Gesellschaft muss ein Bewusstsein fÇr die Thematik und die damit verbun-
denen Auswirkungen fÇr das Opfer geschaffen werden. Dies ist nur mÅglich, wenn die The-
matik hÄusliche Gewalt in der Gesellschaft diskutiert wird und bewusst Informationen ver-
mittelt werden. Insbesondere unter Fachleuten ist eine Sensibilisierung auf die Anzeichen 
Von hÄuslicher Gewalt betroffene Frauen in der Opferberatung
Schwierigkeiten bei der Inanspruchnahme finanzieller Opferhilfe
Seite 49
hÄuslicher Gewalt und den Umgang mit Betroffenen notwendig. Fachleute mÇssen wissen, 
wie sie im Verdachtsfall professionell reagieren kÅnnen. Auch das Beratungsangebot muss 
ihnen bekannt sein, damit sie die Betroffenen darauf aufmerksam machen kÅnnen. Eine Ent-
tabuisierung wÇrde mÅglicherweise auch dazu fÇhren, dass sich Betroffene eher getrauen, 
Hilfe von Aussen zu holen, weil sie mit VerstÄndnis rechnen kÅnnen. Bedenkt man die ErlÄu-
terungen zur Tabuisierung der hÄuslichen Gewalt und dessen Auswirkungen fÇr die Betrof-
fenen zu Beginn dieses Kapitels, erscheint eine Enttabuisierung als Äusserst sinnvoll. Fraglich 
ist lediglich, wie diese praktisch umgesetzt werden soll. Dies wird weder aus den For-
schungsergebnissen noch aus der Theorie ersichtlich.
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7. Schlussfolgerungen
In diesem Kapitel werden die wichtigsten Ergebnisse aus der Diskussion nochmals genannt 
und BezÇge zur Sozialen Arbeit hergestellt. Abgeschlossen wird das Kapitel mit einem Aus-
blick in die Zukunft.
7.1 Wichtige Ergebnisse
Das Ziel dieser Arbeit war es zu untersuchen, inwiefern sich fÇr Opfer hÄuslicher Gewalt bei 
der Inanspruchnahme von finanzieller Opferhilfe Schwierigkeiten ergeben und wie sich diese 
Schwierigkeiten erklÄren lassen. Darauf aufbauend sollte der Frage nachgegangen werden, 
mit welchen Massnahmen der Zugang zur finanziellen Opferhilfe fÇr Opfer hÄuslicher Gewalt 
verbessert werden kann.
Die Diskussion hat ergeben, dass sich die Schwierigkeiten bei der Inanspruchnahme der fi-
nanziellen Opferhilfe mit drei AnsÄtzen erklÄren lassen. Mit dem ErklÄrungsansatz der „Ta-
buisierung hÄuslicher Gewalt“ wird begrÇndet, weshalb ein Teil der Opfer erst gar keinen 
Zugang zur Opferhilfe hat. Mit den AnsÄtzen „Zeitaspekt“ und „Nachweisbarkeit versus
Merkmale und Eigenheiten hÄuslicher Gewalt“ wird gezeigt, weshalb der Zugang zu Leistun-
gen in Form einer Genugtuung oder EntschÄdigung fÇr Opfer hÄuslicher Gewalt erschwert 
ist. 
Zusammengefasst kann gesagt werden, dass die Tabuisierung der hÄuslichen Gewalt dazu 
fÇhrt, dass in der Gesellschaft nur wenige Informationen zur Problematik vorhanden sind. 
Wenn Aussenstehende mit Opfern hÄuslicher Gewalt in Kontakt kommen, sind sie deshalb 
schnell Çberfordert und reagieren mit einer abwehrenden Haltung, indem sie die Gewalt 
beispielsweise ignorieren oder bagatellisieren. Da das Thema nur selten zur Sprache kommt, 
ist die Verbreitung von Informationen bezÇglich des Beratungsangebotes erschwert, was da-
zu fÇhrt, dass auch die Betroffenen oftmals nicht Çber das vorhandene Beratungsangebot 
Bescheid wissen. Die Tabuisierung hat auch Auswirkungen auf das Verhalten der Betroffe-
nen. Scham- und SchuldgefÇhle werden durch die Tabuisierung verstÄrkt oder sogar verur-
sacht. Den Betroffenen fÄllt es schwer, sich Aussenstehenden anzuvertrauen, weil sie mit 
UnverstÄndnis und negativen Konsequenzen rechnen und Angst haben, nicht ernst genom-
men zu werden. Die Tabuisierung hÄuslicher Gewalt fÇhrt demnach nicht nur dazu, dass Be-
troffenen der Zugang zur Opferhilfe verwehrt bleibt, sondern auch dazu, dass sich Merkmale 
und Eigenheiten der hÄuslichen Gewalt, wie das Vorhanden sein von Scham- und Schuldge-
fÇhlen, verstÄrken.
Die AusfÇhrungen zum Zeitaspekt haben gezeigt, dass sich die tiefen Gesuchszahlen um eine 
EntschÄdigung oder Genugtuung von Opfern hÄuslicher Gewalt unter anderem damit erklÄ-
ren lassen, dass die Opferberatung zumeist in Form einer Krisenintervention erfolgt. Da eine 
Genugtuung oder EntschÄdigung zeitlich gesehen erst zum Thema wird, wenn sich der 
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Gesundheitszustand des Opfers stabilisiert hat, bringt es wenig, Genugtuungs- und EntschÄ-
digungsleistungen zu einem frÇheren Zeitpunkt zu besprechen. Die AusfÇhrungen haben ge-
zeigt, dass das Opfer auch gar nicht bereit dazu wÄre. Problematisch dabei ist einzig, dass die 
Betroffenen, wenn sich ihr Gesundheitszustand stabilisiert hat, sich meistens nicht mehr in 
der Opferberatung befinden. Dadurch kann die Frage, ob ein Gesuch um eine EntschÄdigung 
oder Genugtuung eingeleitet werden soll, gar nie ernsthaft mit dem Opfer besprochen wer-
den.
Die ErlÄuterungen zum ErklÄrungsansatz „ Nachweisbarkeit versus Merkmalen und Eigenheit 
hÄuslicher Gewalt“ haben ergeben, dass die hohen Anforderungen an den Nachweis der Op-
fereigenschaft Opfern hÄuslicher Gewalt den Zugang zu Genugtuungs- und EntschÄdigungs-
leistungen erheblich erschweren und teilweise verunmÅglichen. In der Diskussion wurde ge-
zeigt, dass sich hÄusliche Gewalt gerade dadurch auszeichnet, dass sie nur schwer nachzu-
weisen ist. Von Opfern hÄuslicher Gewalt zu verlangen, dass sie die hohen Anforderungen an 
den Nachweis der Opfereigenschaft erfÇllen, macht daher wenig Sinn. Nicht zuletzt wird da-
durch der Grundsatz der Wirksamkeit, welchen es bei der Auslegung des Opferhilfegesetzes 
zu beachten gilt, in Frage gestellt.
7.2 Bezug zur Sozialen Arbeit
Aus der Diskussion der Ergebnisse haben sich drei Massnahmen ergeben, durch welche der
Zugang zur finanziellen Opferhilfe fÇr Opfer hÄuslicher Gewalt verbessert werden kann. Da 
im Bereich der Opferberatung Sozialarbeitende stark vertreten sind, hÄngt die Umsetzung 
der Massnahmen massgebend von ihnen und ihren beruflichen Kompetenzen ab. Die Mass-
nahmen kÅnnen dabei den verschiedenen Interventionsebenen (Mikro-, Meso- und Makro-
ebene) zugeordnet werden. 
Die Diskussion hat ergeben, dass auf der Makroebene eine Enttabuisierung der Thematik 
hÄusliche Gewalt notwendig ist. Die Opferberatungsstellen und andere involvierte Organisa-
tionen sind gefordert, vermehrt Üffentlichkeitsarbeit in Form von Kampagnen und Aktionen 
zu leisten. Dies wird zum Teil bereits heute gemacht. So lancierte die Bildungsstelle hÄusliche 
Gewalt7 in Zusammenarbeit mit anderen Institutionen im Jahr 2010 eine Plakatkampagne 
„16 Tage gegen Gewalt an Frauen“ mit dem Slogan „Decken Sie auf, was andere abdecken“. 
Ziel der Kampagne war es, die BevÅlkerung auf die Problematik aufmerksam zu machen und 
Betroffene zu ermutigen, sich an die Polizei oder eine Beratungsstelle zu wenden (Webseite 
Frauenhaus Luzern, 2011). Ein anderes Beispiel ist die Schirmaktion, welche im Juni 2011 von 
der bif in ZÇrich durchgefÇhrt wurde. Die Opferberaterinnen haben dazu verschiedene Aus-
sagen von gewaltbetroffenen Frauen gesammelt und auf Schirmen abgebildet. Die Schirme 
haben sie anschliessend in Form einer Kundgebung ins Stadtzentrum getragen. Öhnlich wie 
7 Die Bildungsstelle HÄusliche Gewalt ist ein Kompetenzzentrum fÇr HÄusliche Gewalt in der Region Zentral-
schweiz und bietet spezifische Fort- und Weiterbildung fÇr Personen an, die in ihrer beruflichen TÄtigkeit mit 
hÄuslicher Gewalt konfrontiert sind
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bei der Plakatkampagne wurde damit das Ziel verfolgt, Betroffene zu ermutigen, den Schritt 
in eine Beratungsstelle zu wagen. Gleichzeitig sollte durch die Aktion die BevÅlkerung auf das 
Thema aufmerksam gemacht werden (Opferberaterin der bif, Interview vom 05. Mai 2011).
Die beiden Beispiele zeigen, dass insbesondere auf hÄusliche Gewalt spezialisierte Stellen die 
Üffentlichkeitsarbeit bereits aktiv voran treiben. Dass Sozialarbeitende auch in diesem Be-
reich gefordert sind, aktiv mitzuarbeiten, zeigt ein Ausschnitt aus der Definition der Professi-
on Soziale Arbeit: „Die Profession Soziale Arbeit fÅrdert den sozialen Wandel, ProblemlÅsun-
gen in menschlichen Beziehungen sowie ErmÄchtigung und Befreiung von Menschen, um ihr 
Wohlbefinden zu heben“ (AvenirSocial, 2006, S.1). Die Enttabuisierung eines gesellschaftlich 
relevanten Themas wie hÄusliche Gewalt bedeutet immer auch einen sozialen Wandel. Ver-
stÄrkt sich in der Gesellschaft das Bewusstsein in Bezug auf die Problematik hÄuslicher Ge-
walt und deren Auswirkungen auf die Betroffenen und die Gesellschaft, verÄndert sich auch 
das Selbstbild der Gesellschaft. Ein verÄndertes Selbstbild hat wiederum Auswirkungen auf 
politische Entscheide, worin sich der soziale Wandel zeigt. Gleichzeitig trÄgt die Enttabuisie-
rung zur ErmÄchtigung und Befreiung der Betroffenen bei und wirkt sich positiv auf deren 
Wohlbefinden aus (vgl. Kapitel 6.2.3).
Das Potential der Sozialarbeitenden ist damit in Bezug auf eine Enttabuisierung aber noch 
nicht ausgeschÅpft. Insbesondere auf der Mikroebene haben Sozialarbeitende die MÅglich-
keit, hÄusliche Gewalt vermehrt aufzudecken und zu thematisieren. UnabhÄngig davon, in 
welchem Bereich Sozialarbeitende arbeiten, ist die Wahrscheinlichkeit hoch, dass sie mit Op-
fern hÄuslicher Gewalt in Kontakt kommen. Die Auseinandersetzung mit der Problematik
hÄusliche Gewalt im Kapitel 2.1 hat gezeigt, dass im Umgang mit Betroffenen bestimmte As-
pekte beachtet werden mÇssen, um geeignet reagieren zu kÅnnen. Als erstes gilt es, auf An-
zeichen hÄuslicher Gewalt zu achten und diese im Verdachtsfall auch direkt anzusprechen. 
Gleichzeitig muss dabei beachtet werden, dass hÄusliche Gewalt bei den Betroffenen oftmals 
mit Scham- und SchuldgefÇhlen verbunden ist, weshalb sehr vorsichtig und einfÇhlsam vor-
gegangen werden muss. Berichtet die Klientin von Gewalterlebnissen, dÇrfen diese auf kei-
nen Fall verharmlost oder bagatellisiert werden. Schilderungen von Gewalterlebnissen und 
kÅrperliche Anzeichen von Gewaltanwendungen mÇssen sorgfÄltig dokumentiert werden. In 
Absprache mit der Klientin kann diese an eine Opferberatungsstelle weiter vermittelt wer-
den. Dazu mÇssen die Sozialarbeitenden mit dem jeweiligen Beratungsangebot des Kantons 
vertraut sein, damit sie darÇber informieren und die Klientin weitervermitteln kÅnnen. Da-
mit dies gewÄhrleistet werden kann, mÇssen Informationsveranstaltungen und Weiterbil-
dungsangebote bestehen, welche Sozialarbeitende aber auch Fachpersonen anderer Profes-
sionen, wie beispielsweise der Pflege, nutzen kÅnnen. Die Fachstelle HÄusliche Gewalt ist ei-
ne von mehreren Stellen, die bereits heute Çber ein solches Angebot verfÇgt. Fraglich ist da-
gegen, ob das Angebot von Fachpersonen auch wirklich genutzt wird. Die Enttabuisierung 
hÄuslicher Gewalt auf der Makroebene ist demnach auch in Bezug auf die Mikroebene be-
deutend, weil durch die Enttabuisierung auch Fachpersonen auf die Relevanz des Themas 
aufmerksam gemacht werden.  
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Auf der Mesoebene sind Interventionen gefragt, welche Opfern hÄuslicher Gewalt den Zu-
gang zur finanziellen Opferhilfe in Form einer EntschÄdigung oder Genugtuung erleichtern. 
In den Ergebnissen der Forschung wurde dabei die Idee der Erstellung eines Kriterienkata-
logs fÇr Opfer hÄuslicher Gewalt genannt. FÇr die Ausarbeitung eines solchen Katalogs muss 
das PhÄnomen hÄusliche Gewalt mÅglichst umfassend abgebildet werden, um daraus Krite-
rien ableiten zu kÅnnen, anhand welcher die Opfereigenschaft festgestellt und nachgewie-
sen werden kann. Dies erfordert die interdisziplinÄre Zusammenarbeit in einem Fachgremi-
um, wo sowohl Sozialarbeitende, Psychologen/Psychologinnen, Fachpersonen aus der Pfle-
ge, Örzte/Örztinnen, Juristen/Juristinnen und mÅglicherweise die Polizei involviert sind und 
ihr Fachwissen einbringen. Den Sozialarbeitenden wÇrde dabei vermutlich eine Leitungs-
und Koordinierungsfunktion zukommen, da Sozialarbeitende aufgrund ihrer interdisziplinÄr 
ausgerichteten Profession geÇbt darin sind, verschiedene Sichtweisen auf eine Problematik 
zusammenzubringen und daraus eine Intervention abzuleiten. Dies zeigt sich auch im Be-
rufskodex Soziale Arbeit Schweiz von AvenirSocial (2010), welcher besagt, das im Hinblick 
auf komplexe Probleme interdisziplinÄr zusammengearbeitet werden soll, damit Situationen
mÅglichst umfassend und transdisziplinÄr in ihren Wechselwirkungen analysiert, bewertet 
und bearbeitet werden kÅnnen (S. 13). Die Tatsache, dass Sozialarbeitende in der GesprÄchs-
fÇhrung geschult sind und Çber das methodische Wissen verfÇgen, wie beispielsweise eine 
Helfer/innenkonferenz abgehalten wird, erleichtert auch die Kommunikation innerhalb des 
Fachgremiums. Da die EinfÇhrung eines Kriterienkatalogs direkte Auswirkungen auf die Pra-
xis der Opferhilfe und die Umsetzung des OHG hat, ist diese Massnahme und der damit ver-
bundene Arbeits- und Organisationsaufwand nicht zu unterschÄtzen. Ausserdem muss mit 
Widerstand gerechnet werden, da eine solche Massnahme nur ausgearbeitet und umgesetzt 
werden kann, wenn die notwendigen finanziellen Mittel zur VerfÇgung stehen. Ob die Um-
setzung einer solchen Massnahme in der nahen Zukunft realistisch ist, ist deshalb fraglich.
Bei der letzten Massnahme, welche in der Diskussion thematisiert wurde, handelt es sich um 
eine Massnahme auf der Mirkoebene. Da sich Opfer hÄuslicher Gewalt zu dem Zeitpunkt, 
wenn eine Genugtuung oder EntschÄdigung zeitlich gesehen besprochen werden mÇsste, 
oftmals nicht mehr in der Opferberatung befinden, mÇsste es die MÅglichkeit geben, diese 
erneut zu kontaktieren. Die Massnahme kann in jeder beliebigen Opferberatungsstelle von 
Seiten der Sozialarbeitenden beispielsweise in einer Teamsitzung eingebracht und diskutiert 
werden. GemÄss dem Berufskodex Soziale Arbeit Schweiz von AvenirSocial (2010) sind Sozi-
alarbeitende dazu verpflichtet, LÅsungen fÇr soziale Probleme zu finden, zu entwickeln und 
zu vermitteln (S. 6). Es ist somit Aufgabe der Sozialarbeitenden, auf Massnahmen zur Ver-
besserung des Zugangs zur finanziellen Opferhilfe fÇr Opfer hÄuslicher Gewalt aufmerksam 
zu machen und diese bei der jeweiligen Institution einzubringen. Der/die Stellenleiter/in 
kann dann abklÄren, ob die dafÇr notwendigen zeitlichen Ressourcen vorhanden sind oder 
geschaffen werden kÅnnen. Wie sich diese erneute Kontaktierung genau gestaltet, kann 
dann individuell auf die jeweilige Beratungsstelle und deren Klientel angepasst ausgearbeitet 
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werden. Diese Massnahme lÄsst sich in der Praxis somit relativ einfach umsetzen und ist zu-
gleich effektiv. 
7.3 Ausblick
Durch die im letzten Kapitel genannten Massnahmen wurde bereits aufgezeigt, wo zukÇnftig 
im Bereich der finanziellen Opferhilfe Handlungsbedarf besteht. Dass die Enttabuisierung 
hÄuslicher Gewalt in der Gesellschaft notwendig ist, ist dabei keine neue Erkenntnis. Den-
noch kann nicht genÇgend oft darauf hingewiesen werden, wie wichtig dies fÇr die Verbes-
serung der Situation der Betroffenen ist. Die Enttabuisierung wird also auch zukÇnftig eine 
wichtige Rolle spielen. Bei der Umsetzung kann neben der Ausarbeitung von neuen Projek-
ten bei den bereits bestehenden Projekten und involvierten Institutionen angeknÇpft wer-
den. 
Die Idee, von hÄuslicher Gewalt betroffene Frauen nach Abschluss der Opferberatung erneut 
zu kontaktieren, kÅnnte sich in der Zukunft zu einem wichtigen Bestandteil der Opferbera-
tung entwickeln und so eine wirkungsvolle Umsetzung des OHG garantieren.
Um Schwierigkeiten bei der Inanspruchnahme von finanzieller Opferhilfe bei Opfern hÄusli-
cher Gewalt auch mit statistischen Daten belegen zu kÅnnen, wÄre es zudem sinnvoll, wenn 
Opfer hÄuslicher Gewalt zukÇnftig in der Opferhilfestatistik als eigene Kategorie aufgefÇhrt 
wÇrden. Nur so kÅnnten statistisch belegbare Aussagen darÇber gemacht werden, inwiefern 
Opfer hÄuslicher Gewalt tatsÄchlich mit Schwierigkeiten bei der Inanspruchnahme finanziel-
ler Opferhilfe zu kÄmpfen haben. Damit liessen sich auch Forderungen nach erhÅhten zeitli-
chen Ressourcen fÇr eine erneute Kontaktierung der Opfer begrÇnden. 
Interessant wÄre es in diesem Zusammenhang auch, den Genderaspekt genauer zu beleuch-
ten. Statistiken zeigen, dass Frauen Gewalt vor allem im hÄuslichen Kontext erfahren, MÄn-
ner dagegen eher im Åffentlichen Raum. Falls die in dieser Arbeit genannten Schwierigkeiten 
mit Zahlen aus der Opferhilfestatistik belegt werden kÅnnten, mÇsste diesem Aspekt im Sin-
ne der Gleichstellung von Mann und Frau nachgegangen werden. 
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Anhang B: Leitfaden fÅr die Interviews
1) Welche Leistungen der finanziellen Opferhilfe nehmen Opfer hÄuslicher Gewalt hÄu-
figer, welche Leistungen seltener in Anspruch?
2) Wo sehen Sie die GrÇnde, weshalb gewisse Leistungen von Betroffenen nicht oder 
nur selten in Anspruch genommen werden?
a. Inwiefern liegen die GrÇnde in den Anforderungen des OHG?
b. Inwiefern liegen die GrÇnde bei den Betroffenen selbst? 
c. Welche Rolle spielt die Beratungsperson diesem Kontext?
d. Inwiefern spielt in diesem Zusammenhang die Genderfrage eine Rolle?
3) Konnten Sie in Ihrer Arbeit in Bezug auf die in Anspruch genommenen finanziellen 
Leistungen AuffÄlligkeiten im Vergleich zu anderen Opfergruppen feststellen?
4) Wie kÅnnte der Zugang zur finanziellen Opferhilfe fÇr Opfer hÄuslicher Gewalt ver-
bessert werden?
a. Welche Önderungen mÇssten im Opferhilfegesetz vorgenommen werden?
b. Was brÄuchten Betroffene, um die Angebote der finanziellen Opferhilfe bes-
ser nutzen zu kÅnnen?





Im Modul Gewalt im Åffentlichen Raum und im sozialen Nahraum hatte ich eine kurze EinfÇhrung zum 
Thema Opferhilfe und hÄusliche Gewalt. Die Unterrichtsunterlagen enthielten verschiedene Literaturquel-
len, anhand welchen ich mich ins Thema einlesen konnte. Die eigentliche AnnÄherung ans Thema fand 
dann in Form des Leistungsnachweises fÇr das Modul statt. Mir kam dabei die Aufgabe zu, das Opferhilfe-
gesetz auf ein Fallbeispiel zum Thema hÄusliche Gewalt anzuwenden. Bei der Recherche wurde ich unter 
anderem auf den Artikel von Adrienne Marti und Susanne Nielen Gangwisch (Elf Jahre Opferhilfe – Zeit fÇr 
einen RÇckblick, 2004) im Sozial Aktuell aufmerksam. Dieser weist darauf hin, dass das OHG in Bezug auf 
Opfer hÄuslicher Gewalt einige SchwÄchen enthÄlt. Da ich diesen Aspekt sehr spannend fand, wollte ich 
mich vertieft damit auseinandersetzen. In der Literatur fand ich aber keine weiteren Hinweise bezÇglich 
der SchwÄchen, weshalb ich mich dazu entschied, den Aspekt anhand einer Forschungsarbeit zu untersu-
chen. Im Verlaufe der Recherche wurde mir jedoch bewusst, dass die Fokussierung auf die SchwÄchen des 
OHG eine zu einseitige Sicht auf die Problematik darstellt, weshalb ich das Thema fÇr weitere Aspekte 
Åffnete. Das wird daran ersichtlich, dass meine Arbeit nicht mehr von den SchwÄchen des OHG handelt, 
sondern von den Schwierigkeiten bei der Inanspruchnahme der Opferhilfe.
Bei der Recherche bestand die Herausforderung darin, Çberhaupt Literatur zum Thema Opferhilfe zu 
finden. Daher erÇbrigte sich die Kombination von mehreren Suchbegriffen, wie beispielsweise Opferhilfe 
UND SchwÄchen, oftmals, da bereits zum Begriff Opferhilfe nur wenige Titel erschienen. Erfolgreicher war 
hingegen die Verwendung von verschiedenen Begriffen mit einer Ähnlichen Bedeutung, wie beispielsweise  
Opferhilfe, Opferberatung und Opferhilfegesetz.
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